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Polen: Anfang und Ende. 


Die enge Verflechtung der Geſchichte des polniſchen mit dem 
Werdegang und den Leiſtungen des deutschen Volkes macht es ver- 
ſtändlich, daß gerade zwiſchen dieſen beiden Völkern Jo viele Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über den Gang der- geſchichtlichen Entwicklung, über 
die Bedeutung einzelner hiſtoriſcher Ereigniffe, über die Urheberſchaft 
bestimmter Leiſtungen uſw. beſtehen. Der rührigen Fälſchertätigbeit, 
die von der zünftigen polniſchen Geſchichtswiffenſchaft in dieſer Hin- 
ſicht entfaltet wird, kann von deutſcher Seite nicht gründlich genug 
entgegengearbeitet werden. Eine wertvolle Bereicherung des ein- 
ſchlägigen deutſchen Schrifttums iſt ein Kürzlich erſchienenes Buch 
„Deutſchland und Polen“ (. Buchbeſchreibung Seite 327), in 
dem eine Reihe anerkannter deutſcher Hiſtoriker vornehmlich die 
eſchichtlichen Gestalten und Creigniſſe in Ursprung, Bedeutung und 
Wirkung dargestellt haben, an denen die polniſchen Hiſtoriker ihre 

Kunſt der Legendenbildung mit “Vorliebe erproben. Be⸗ 
fonders über zwei Seitabſchnitte der polniſchen Geſchichte werden von 
der gegneriſchen Willenſchaft die unhaltbarſten Vorjtellungen als 
„biltorijche Catſachen“ verbreitet: über die Entſtehung und den 
Untergang des altpolniſchen Reiches. c N 


ta aten. 
Europa das Erbe des 
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bene war? „Mit großer Wahrjcheinlichkeit ft anzunehmen“, Ichreibt 


Muß man ſich hier gegenüber der polniſchen Darftellung mit der 
Seftitellung begnügen, daß ſich die [lawiſche Abstammung der 
erſten Piaſten nicht nachweiſen läßt, hingegen die. größere Wahr- 
Icheinlichkeit für deren germaniſche Abstammung. Jpricht, jo iſt 


das, was die polniſche Legende von Bedeutung und Weſen 


des frühpolniſchen Staates zu berichten pflegt, nachweis⸗ 


lich falſch. Dieſer Staat hat wohl unter feinem zweiten geſchichtlich 
nachweisbaren Herrſcher, Boleslaw dem Kühnen, eine raſche 
räumliche Entwicklung erfahren: nach Weſten bis über die Oder 


hinaus, nach Süden bis an die Donau heran und nach Oſten bis an 


den Sbrutſch. Aber fo raſch, wie ſeine Macht ſich vom polaniſchen 
Kerngebiet aus nach allen Richtungen hin ausgedehnt hatte, jo raſch 


gingen ihm auch die „geſammelten“ Länder nach Boleslaws Tode 


wieder verloren: die Slowakei, Mähren und Schleſien, Notrußland 
und Pommern, die Lauſitz und die Meißener Mark; und der Xeft 
zerbrach in einander befehdende Teilfürftentümer unter kraftlojen 

Herrschern. „Der tiefſte Grund für dieſes Verſagen 
lage in der inneren Schwäche des Staates. Eine tiefe 

Kluft trennt die beiden erſten Piaſten von den Herrſchergeſtalten und 
den Staatsformen des Oftens und Weſtens. Sie haben nichts von der 
Art geſchaffen, was etwa Jaroslaw J. in Kiew ſchuf: keine Sophien- 
Kathedrale, kein Goldenes Tor, nichts von jener Überſetzertätigkeit, 
die den Nuſſen das Erbe der griechiſchen Kultur erſchloß“ (Brack⸗ 
mann, Seite 33). Das damalige Polen war ein primitives Gebilde; 
verglichen mit den Nachbarn im Oſten und Weſten, war geftalt- 
los in feinem ſtaatlichen Aufbau und unfruchtbar 
auf kulturellem Gebiet. Nur langſam fand es durch die 
Berührung mit Deutſchlaänd (während Pommern und die Mark, 
Schleſien und die Lauſitz in den deutſchen Kulturkreis hineinwuchſen 
und im Norden der Staat des Deutjchen Nitterordens erſtand) den 
Anſchluß an die abendländishe Welt. Su einem Staat 
europäiſcher Prägung ift Polen erſt am Beginn des 
14. Jahrhunderts unter dem leßten Pia 
Kasimir dem Sroßen, geworden. Dieſer erſt hat Polen 
die politiſche Form gegeben, die ihm Kraft nach innen und Bewegungs- 
freiheit nach außen verlieh, und dieſer erſt hat Polen aus einem 
primitiven, zu einem Kulturſtaate gemacht, indem er Maſſen deutſcher 
Bauer und Bürger heranzog, die, das Werk ihrer kolonifierenden 
Vorläufer vollendend, das Land mit den Rechtsformen, der Kunſt und 
dem Geiſtesleben, dem Handwerk und den landwirtſchaftlichen Er⸗ 
fahrungen ihrer deutjchen Heimat durchdrangen. Über drei Jahr- 
hunderte hatte der polniſche Staat ſchon beſtanden, ehe er voll in den 
Kreis der europäiſchen Kulturſtaaten trat. Sein Gründer, Mieſhko, 
und fein Vollender, Kaſimir, haben das eine gemeinſam und darauf 
beruhten ihre Erfolge: Sie verſtanden es, Srtieden mit 
Deutſchland zu halten. Der eine hat als Lehensträger den 
deutschen Königen Heerfolge gegen die Wenden geleiſtet und der andere 
hat, den vollendeten Catſachen Rechnung tragend, in den Verträgen 
von Treutſchin und Kaliſch auf Schlefien und Pommerellen verzichtet. 
Beide haben ſie dadurch ihrem Staate den mächtigen Schutz oder doch 
wenigſtens die wertvolle Duldung des Reiches und ihrem Volke die 
Sörderung durch das Deutſchtum geſichert. 


Mögen die Legenden, die Entſtebung und Srübgefihichte des pol- 
niſchen Staates und deſſen Herrſchergeſtalten umſchlingen, immerhin noch 
dem verſtändlichen Wunſche entſpringen, dem polniſchen Volke eine 
beroijche Vergangenheit zu „verschaffen“, die es mit Stolz und Selbjt- 
vertrauen erfüllt, ſo ſind die anderen Legenden, die ſich auf den 
Untergang des altpolniſchen Reiches beziehen, aus ganz 
‚anderen Motiven entſtanden. Hier herrſcht die Abſicht vor, Preußen- 
Deutſchland eines hiſtoriſchen Verbrechens zu zeihen und aus dieſer 
moraliſchen Diskrimierung - gegenwartspolitifche . Schlußfolgerungen 
zu ziehen. Es iſt ja bekannt, wie geſchickt es die polnische Propaganda 


r rr 


verſtanden hat und noch heute verſteht, mit dem Hinweis auf die 
„verbrecherifche* Teilungspolitik Friedrichs d. Hr. im Auslande 
Sumpathien für das „vergewaltigte“ Polen und Abneigung gegen das 
„gewalttätige und ſtrafwürdige“ Preußen zu wecken. Demgegenüber 
kann nur immer wieder eines feſtgeſtellt werden: Weder hat Preußen 
den Teilungsgedanken erfunden, noch war es bei der Ceilung ſelbſt die 
eigentlich treibende Kraft. Der Teilungsgedanke wurde ſchon einige 
Menſchenalter, bevor er ſchließlich in die Cat umgeſetzt wurde, vielfach 
erwogen. „Daß Polen nur noch durch die Uneinigkeit ſeiner Nachbarn 
beſtehe, iſt nicht erſt ein Dogma des 18., ſondern ſchon eine Meinung 
des 17, Jahrhunderts.“ (Hoetzſch, S. 192.) Genau hundert Jahre vor- 
her, im Jahre 1662, ſagte ein polniſcher König Johann Kaſimir, 
die Umſtände, unter denen es einmal zur Teilung feines Reiches kommen 
würde, voraus. Und von Auguſt dem Starken, dem ſächſiſchen Kur- 
fürſten auf dem polniſchen Königsthron, jagt Hoetzſch: „So weit war 
er von jeder konſtruktiven Politik entfernt, jo tief in rein dunaſtiſchen 
Gedankengängen befangen, daß er die in der Luft liegende 
Teilungsidee wiederholt in Jeinem Leben bedenkenlos als 
Ausgangspunkt für feine dunaſtiſch-egoiſtiſchen Wünſche verwenden 
wollte“. Daß ſich in der Seit, in der die Teilung dann endlich Wirklich- 
keit wurde, nirgends in Europa ein irgendwie nennenswerter Wider- 
ſtand regte und daß ſpäter auf dem Wiener Kongreß die 
Teilung von den dort verſammelten Vertretern aller europäiſchen 
Mächte ſanktioniert wurde, ohne daß es den Polen gelang, einen 
wirklichen Fürſprecher und Verteidiger ihrer ſtaatlichen Auferſtehung 
zu finden, das iſt einfach nur damit ju erklären, daß man ſich überall in 
Europa ſchon längſt mit den Teilungsgedanken vertraut gemacht hatte 
und nirgendswo mehr die Notwendigkeit und Möglichkeit eines Jelb- 
re Palit , Verne. 

Ganz; richtig hat der polnifche Hiſtoriker Konopczunſki in der von 
der Krakauer Akademie der Wiſſenſchaften herausgegebenen „Geſchichte 
Polens“ die allgemeine Lage zu Beginn der oer Jahre des vorletzten 
Jahrhunderts charakterisiert, wenn er jagt: „Die ganze Frage, ob die 
Republik geteilt werden würde, wann und auf welche Weile, hing ſchon 


418 1% cette see c. 


längſt vom Standpunkt Rußlands ab“. Nicht Potsdam, Jondern 
Petersburg war in der polnischen Frage die treibende Kraft, und das 
nicht erſt bei der Ceilung ſelbſt, londern ſchon ſeit dem Beginn bes 
18. Jahrhunderts. Preußen hat bier eine im weſenklichen defenſive 
Haltung bewahrt, und zwar defenſiv gegen Rußland. Preußen blieb 
keine andere Wahl, als in der polniſchen Frage gemeinſame Sache mit 
Rußland zu machen, wenn anders es ſeine eigene Exiſtenz ſichern wollte. 
Preußen mußte (und hier handelte es im Namen Europas) ein Vor- 
dringen der ruſſiſchen Macht bis zur unteren Weichſel verhindern. Denn 
in Petersburgs Abſicht hat es gelegen, ganz Polen an ſich zu reißen. 
Das aber hätte das Ende des preußischen Staates und die ruſßſiſche 
Vorherrſchaft über Europa bedeutet. Kann man Friedrich d. Gr. 
daraus einen Vorwurf machen, daß er aus diefer Swangslage für 
jeinen Staat mit meiſterhaftem Geſchick das Beſte herauszuholen ver⸗ 
ftand? Zumal ja ſeine Beſitzergreifung Weſtpreußens keineswegs 
eine gewaltſame Eroberung fremden Gebletes, ſondern die Befreiung 
eines alten deutschen Kulturlandes von polnischer Fremdherrschaft und 
Mißwirtſchaft warl So war die Lage: „Waren die Nachbarn willens 
und fähig, ihrerſeits den Druck auf die Oftjeeküfte auszuüben, In oem 
der Zwiſchenſtaat (d. h. Polen) zerdrückt werden mußte, Jo mußte diefer 
Swiſchenſtaat ſo ſtark ſein, wie beide zuſammen oder mit einem oder 
dem anderen ſich auf Gedeih und Verderben verbinden, dann aber auch 
bündnisfähig ſein. Das Polen von 1772 war nicht bündnisfähig, denn 


es war überhaupt kein Staat mehr.“ (Hoetzſch, S. 206.) 


So alſo ſtellt die Geſchichte des altpolniſchen Reiches ſich dar, wenn 
man fie der Legenden enikleidet, mit der Liebe und Haß fie umgeben: 
Jahrhunderte erſt nach Jeiner Gründung wurde Polen zu einem Staate 
eutopäifcher Prägung und ſchon mindeſtens ein Jahrhundert vor ſeinem 

Untergange hörte es wieder auf, einen Staat im europäiſchen Sinne 
zu bilden. Swiſchen Aufitieg und Niedergang liegen Seiten kulturellen 
Glanzes und politiſcher Größe. Aber die Kräfte, aus denen Glanz und 
Größe entſtanden, weiſen in ihrem Urſprunge weniger nach Polen 
ſelbſt als nach anderen Ländern. Dr. Kredel 


Der Kampf um den Bindeſtrich. 


Genau 900 Jahre, von jois bis 1918, hat die Slowakei zur 
Stephanskrone gehört, ijt fie ein Ceil des ungariſchen Neiches geweſen. 
Die Magyaren haben die Sremdvölker ihres Staates niemals rück- 
ſichsvoll und ſchonend behandelt. So kam es, daß die Slowaken 
während des Weltkrieges, als Ungarn um Sein und Nicht- 
ſein kämpfte, den Lockungen und Verſprechungen der Cſchechen glaubten 
und ſich mit dieſen zu gemeinfamem Vorgehen gegen den gemein- 
ſamen Gegner, die Doppelmonarchie der Habsburger, verbanden. 
Während des Krieges ſchloſſen die Wortführer der flowakiſchen 
Bewegung mit den tſchechiſchen Führern in Pittsburg (USA) 
einen Vertrag, in dem die Grundſätze und Siele der gemein- 
jamen Arbeit festgelegt wurden. Dieſer Vortrag iſt die recht⸗ 
liche Srundlage des Verhältniſſes zwiſchen Slo- 
waken und Tſchechen. In ihm wurde für den Fall eines Sieges 
der Weſtmächte und des Zerfalls der Doppelmonarchie die Bildung 
eines gemeinſamen tſchecho-flowakiſchen Staates, 
in dem jedes der beiden Völker auf Jeinem Gebiet 
Herr im eigenen Haufe fein ſollte, vereinbart. Die 
Slowaken ſollten im Verbande des gemeinfamen Staates vollkommene 
Autonomie mit eigenem Landtag, flowakiſcher Amtsſprache uſw. er⸗ 
halten, und fie ſollten nach Ablauf von zehn Jahren in freier Volks- 
abſtimmung über ihr weiteres ſtaatliches Schickfal entſcheiden. Aber 
im Oktober 1918, im Raujche der Umſturztage, vergaßen die Cſchechen 
den Bindeſtrich in „tſchecho-ſlowakiſch“, das Sinnbild der 
ſlowakilchen Autonomie. Sie ſchufen einen Staat, der weder 
in ſeinem Namen, noch in Jeinem Weſen einen Bindeſtrich führt. Sie 
haben den Vertrag von Pitisburg vergeſſen, die Zusicherungen, mit 
denen ſie damals die Slowaken in ihre Netze jogen, verleugnet. Sie 
ſchufen die Fiktion einer tſchechoflowakiſchen Nation. 
Sie behaupteten und ſie wiederholten diefe Behauptung Jo lange, bis 
Jie ſchließlich ſelbſt daran glaubten, daß die Slowaken nichts anderes 
ſeien als in ihrer Kultur nur etwas zurückgebliebene Cſchechen; daß die 
flowakiſche Sprache eine bloße Abart des Cſchechiſchen Jei, daß die Slo⸗ 
waken nicht fähig Jeien, einen eigenen Staat zu entwickeln und u er⸗ 
halten, und daß ſie, die Efchechen, als die fortſchrittlicheren Brüder, 
berufen ſeien, die Slowaken politiſch und geiſtig zu führen. So gibt es 
denn heute keine jlowakiſche Amtsſprache, keinen 
lowakiſchen Landtag, keine Spur einer Jlowaki- 
ſchen Autonomie. Ebenjo wie in den Judetendeutfchen Gebieten, 
und häufig noch mehr als dort, liegt die geſamte öffentliche Tätigkeit 
ausschließlich in den Händen landfremder Tſchethen. Der Boden, den 
die tſchechiſche „Agrarreform“ den ungariſchen Hroßgrundbeſitzern ge. 
nommen hat, wurde nicht au einheimiſche Jiomakifche, ſondern an meift 
zugewonderte tſchechiſche Bauern verteilt, uff. Von dem den Slowaken 
im Pittsburger Vertrage zugeſtandenen Recht auf Volksabſtimmung iſt 
im iſchechiſchen Lager nicht mehr die Nede. Die Slowaken dagegen 
denken gar nicht daran, auf das Recht der Autonomie zu verzichten, 
das ihnen als einem ſelbſtändigen Volke moraliſch zuſteht. Sie haben 
im Jahre 1913 freiwillig ein Bündnis mit den Cſchechen ge- 
ſchloſſen, und ſie nehmen für ſich das Recht in Anſpruch, von dieſem 
Bündnis zurückzutreten oder es nach ihren Bedürfnifſen und Wünſchen 
umzugeſtalten. Der Pittsburger Vertrag war auf zehn Jahre befriſtet. 
Er iſt im Jahre 1928 abgelaufen. Als damals Profeſſor Cu k a, der 


tapfere Vorkämpfer der flowakiſchen Autonomie, vor aller öffentlich⸗ 
keit die Feſtſtellung wagte, daß nunmehr zwiſchen Tfcherhen und Slo- 
waken eigentlich ein rechts- und vertraglojer Juſtand beſtehe und daß 
es nun an der Seit ſei, die Bedingungen des weiteren ſtaatlichen Zu- 
lammenlebens neu zu geſtalten, wurde er als Hochverräter von tſchechi⸗ 
ſchen Richtern u 15 an us verurteilt. , 2°... 

Die Siktion der „tſchechoflowakiſchen Nation“ ift zerplatzt. Die 
Pribina-Seier in Neutra, die von Prag aus als eine an 
die ungarische Adreſſe gerichtete Antireviſionskundgebung gedacht war, 
wurde durch das unprogrammäßige Auftreten des llowakiſchen Autono⸗ 
miſtenführers zu einer Selbſtändigkeitskundgebung des ſlowakiſchen 
Volkes: „Es gibt keine eee che Nation, 
es gibt nur ein tſchechiſches und ein flowakiſches 
Volk.“ Der Widerſtand gegen die tſchechiſche Fremdherrschaft hat 
die Maſſen des Jlowakijchen Volkes erfaßt. Prag ſteht vor einem 
Problem, dem die Staatskunſt ſeiner Politiker auf die Dauer ſchwerlich 
gewachſen fein wird. Denn die 2 Millionen Slowaf en ſtehen 
mit ihrer Forderung nach Autonomie nicht allein: vou den 3% Mil- 
lionen Sudetendeutſchen, die, ebenſo wie die Slowaken, 
zum weitaus größten Teil auf gejchloffenem Volksboden Jiedeln, wird 
diefelbe Forderung nach territorialer Selbftverwaltung erhoben. Und 
neben dieſen 5% Millionen ſtehen noch die ungari chen und 
rutheniſchen Volksgruppen, die an dem Beſtehen eines vom 
Cſchechentum regierten Einheitsſtaates nicht das geringſte Interefje be- 
ſitzen. Alle zufammen, Deutſche, Slowaken, Ruthenen und Ungarn, 
bilden etwa die Hälfte der Bevölkerung des ſchechoſlowakiſchen 
Staates. Dieſer Staat verdankt ſeine Exiftenz der Lüge vom Beſteben 
eines einheitlichen tichechoſlowakifchen Volkes und der Lüge von der 
Unteilbarkeit Böhmens. Er hat, auf weite Sicht geſehen, in ſeinen 
heutigen Grenzen nur dann eine Zukunft, wean Prag auf feinen Sen 
tralismus verzichtet und den Slowaken, ebenſo wie den Deutſchen der 
Sudetenländer und den Nuthenen Karpatho- Rußlands, die volle terri= 
toriale Selbſtverwaltung gewährt. Findet ſich Prag hierzu nicht be⸗ 
reit, dann werden die nach außen ſtrebenden Kräfte 
dieſen Völkerſtaat ſprengen. Sewährt man, Jo ſagte 
einmal der greije Sührer der ſlopakiſchen Srei- 
beitsbemegung, Pater Andreas Hlinka, den Slo- 
waken nicht die Autonomie, ſomülſen die Wege der 
Tichechen und Slowaken Jih trennen. Mit Gewalt werden 
die Cſchechen dieſe Bewegung nicht mehr zu Boden zu zwingen ver⸗ 
mögen. Dazu iſt im flowakiſchen Volke das Bemußtfein einer taufend- 
jährigen kulturellen Eigenentiicklung und eines tauſendjährigen eigenen 
politifchen Schickſals zu lebendig und ſtark. Dazu hat die tjehe iſche 
Gewaltpolitik zu viel Märtyrer des flowabiſchen Seiheitsgedankens 


gelchaffen. „Es gibt keine tſchechoflowakiſche wu 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Ditland“ 
für das 4. Vierteljahr aufgegeben werden. — Bei 
ſpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspr. für 
1 Vierteljahr beträgt 1.50 M. (ohne Zuſtellungsgeb.) 
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Der Weg zur Volksgemeinſchaft. 


Das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum ift in politiſche Bewegung geraten. 
Es ift auf dem Wege zur Vollesgemeinſchaft. Es wirft das Erennende 
von Jich, das durch Klaſlen- und Konfeſſionspolitiker, durch Marxiſten 
und Sentrumsleute in Jeine Reihen gebracht worden war. Die Deutjche 
Sozialiſtiſche Partei ift in völliger Auflöſung begriffen; ihre An- 
hängerſchaft, die niemals irgendwie beachtlich geweſen ift, ſchrumpft 
ſichtlich zufammen; ihr Parteiblatt, die „Oberſchleſiſche Volksstimme“, 
die früher täglich erſchien, kann ſchon ſeit einiger Seit nur mehr als 
Wochenblatt fortgeführt werden. Den Anfpruch, als deutſche Partei 
bezeichnet zu werden, hat dieſe marxiſtiſche, von Juden geleitete 
Gruppe durch ihre aktive Beteiligung an der antideutſchen Hetze ver⸗ 
wirkt. Was die Deutſche Katholiſche Volkspartei anlangt, Jo ſcheint 
ein Teil ihrer Führer zu glauben, dem Zuge der Seit dadurch ge⸗ 
nügend Rechnung getragen zu haben, daß ſie das Wort Katholiſch 
in ihrem Parteinamen durch Chriſtlich erfetzen. Im „Oberſchleſiſchen 
Kurier“ wurde dieſe Anderung des Sirmenſchildes mit folgenden 
Sätzen begründet: 

„Mit dem Namen „Deutſche Katholiſche Volkspartei“ ift die Er- 
innerung an unendlich viel ſelbſtloſe, mutige, zähe und erfolgreiche 
Arbeit im Dienfte des deutschen Volkstums verknüpft. Es ilt ein 
Ehrenname, den jeder mit Stolz tragen durfte, der ſich zu dieſer 
Partei bekannt hat. Nicht Flucht vor den alten Fahnen bedeutet es, 
wenn nun ein Schritt vorwärts getan wird. Nein: es Joll eine Fahne 
entrollt werden, die die ſchönſten Symbole der alten Fahne in die 
Zukunft hineinträgt, jedoch in einer Form, die es möglich macht, daß 
auch deutſche Brüder mit uns marſchieren können, die vordem neben 
uns marſchiert Jind... Auch die evaugeliſchen Deutschen werden es er⸗ 
kennen, daß die Deuiſche Christliche Volkspartei ihnen nicht nur 
Raum gibt, Jondern auch die Möglichkeit, an der Führung des ge- 
einten Deutſchtums teilzunehmen.“ 

Wie liegen die Dinge? Die Führer der alten Deutſchen Katholiſchen 
Volkspartei ſehen, daß die Zeit vorbei iſt, in der es als „hoffähig 
galt, mit der Religion Politik zu betreiben. Sie mögen es daher für 
zweckmäßig halten, in Zukunft die einſeitig katholiſche Ab⸗ 
jtempelung ihrer Partei zu vermeiden. Offenſichtlich hoffen ſie ſogar, 
ihre Partei nun, da fie nicht mehr als bloß „Kkatholiſch“, ſondern als 
„christlich“ auftritt, zum Sammelbecken der deutschen Volksgemein⸗ 
Jchaft machen zu können. Aber es ift wohl etwas viel verlangt, wenn 
man eine Namensänderung als Beweis eines ehrlichen Gefinnungs- 
wandels anſehen ſoll. Es iſt kaum anzunehmen, daß ausgerechnet die⸗ 
jenigen Porteiführer, die noch vor kurzem — gelinde geſagt — dem 
Nalionallozialismus völlig ablehnend gegenübergeſtanden haben, nun 
mit einem Male zu Hütern einer Volksgemeinſchaft im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Sinne geworden fein ſollen. Der Weg zur Volksgemein⸗ 
jchaft geht über diefe Gruppe alter Gentrumsführer hinweg, die ſich 
weder vom parteimäßigen noch vom klerikalen Denken innerlich frei⸗ 
zumachen vermögen. Shre Sahl ift glücklicherweiſe gering. Dagegen 
wachſen wie überall im oſtoberſchleſiſchen Deutfchtum, Jo auch inner⸗ 
halb der alten Deutſchen Katholiſchen Volkspartei zuſehends die 
Kräfte, die ſich dem alten Parteiweſen und ihren typiſchen Ne⸗ 
präjentanten gegenüber ablehnend verhalten. Wie man übrigens im 
polniſchen Lager die klerikalen Sentrumstupen, die den Anſchluß an 
die Zeit noch nicht gefunden haben, beurteilt, mag die Außerung eines 
polniſchen Oppolitionsblattes zeigen: Die Deutſche Chriftliche Partei 
zeige viel Loyalität gegenüber dem Polnifchen 


Staate; ſie ſei nicht abgeneigt, mit dem polniſchen 
Lager zuſammenzu arbeiten. Die Folge ſei allerdings, Jo 
jährt das Blatt fort, daß die deutſche Bevölkerung in Maſſen dieſer 
Partei, bei der fie ihre Volkstumsbelange nicht mehr gewahrt ſehe, 
den Rücken kehre. 

Von polniſcher Seite werden alle Beſtrebungen, die auf 
einen politiſchen Zuſammenſchluß des oſtoberſchleliſchen Deutſchtums 
abzielen, mit ſtärkſtem Mißtrauen verfolgt. Die polniſche Wachſamkeit 
gilt vor allem der Deutſchen Partei, die ſchon von jeher alle 
bürgerlichen Gruppen (ohne das Zentrum) in ſich vereinte, ſowie der 
Jungdeutſchen Partei, die ſich, noch nicht lange beſtehend, 
offen als nationalſozialiſtiſch bekennt. Auf dem am 24. September 
in Kattowitz abgehaltenen Parteitage der Jungdeutſchen Partei wurde 
beſchloſſen, mit der Deutſchen Partei wegen eines Suſammenſchluſles 
der Deutſchen und Jungdeutſchen Partei in Verhandlungen zu treten. 
Su gleicher Seit bejchlojfen die drei deutſchen Gewerkſchaften Oft- 
oberſchleſiens, die Chriſtlichen, Freien und Hirſch-Dunkerſchen, einen 
Arbeitsblock deutſcher Sewerkſchaften zu bilden. 
Die polniſche Preſſe ergeht ſich in den wütendſten Angriffen gegen 
die ihr des Nationalfozialismus verdächtigen Gruppen. So Jchrieb 
kürzlich z.B. die „Polka Sachodnia“, das Organ des Woje⸗ 
woden Grazunſki: „Jeder, auch der nur etwas polniſch fühlende Bürder, 
betrachtet voller Empörung die immer größere Unverſchämtheit der 
hausbackenen Hitlerſchen Umſtürzler. Sehr oft hört man heraus- 
fordernde „ge Hitler Rufe, deutjehe Lieder und lärmende Streitig- 
keiten ir begrüßen“, heißt es dann, „voller Genugtuung das 
letzte Einſchreiten der Behörden gegen die Herausforderer und bitten 
die Behörden, mit eiſernem Beſen an die Beſeitigung des Hitlerſchen 
Kehrrichts aus Oberſchleſien heranzugehen“. Und ein anderes Mal heißt 
es in derjelben Zeitung: „Die Hitlerbande, die unter der 
Firma „Deutsche Partei organijiert iſt und Siele verfolgt, die mit 
den Rechten einer Minderheit in vollkommenem Widerſpruch ſtehen, 
iſt Jofort zu liquidfieren. Die Arbeit der Expojitur 
eines fremden Staates, der uns feindlich geſinnt ist, darf 
nicht länger geduldet werden. Jeder neue Auftritt dieſer Expofitur iſt 
eine immer empörendere Provokation.“ N 

Dieſe Worte ſind tupiſch ſowohl für die Angſt wie für die 
Abjicht der Polen. Es vergeht kein Cag, an dem nicht gegen die 
Deutſchen Oſtoberſchleſiens der Vorwurf erhoben wird, „im Auftrage 
Hitlers“ zu handeln und „im Dienfte der NSDAP“ an der Ser- 
frümmerung des polnichen Staates zu arbeiten. Beweile hierfür, d. h. 
für ein organijatorifches Hand-in-Hand-Arbeiten der nationalſozia- 
liſtiſchen Führung im Reiche mit den Deutſchen Oftoberjchlejiens ſind 
natürlich nicht da. Denn ein ſolcher Zuſammenhang exiftiert nur in der 
erregten und ängſtlichen Phantaſie mancher Polen. Was dieſe für 
ein organiſiertes SGuſammenarbeiten halten, iſt in Wirklichkeit nichts 
anderes als ein politiſch-weltanſchaulicher Umſchich- 
tungsprofeß, deſſen Wirklamkeit naturgemäß 
nicht durch ſtaatliche Srenzen beſchränkt werden 
kann. Was iſt verftändlicher, als daß das oſtoberſchleſiſche Deutſch⸗ 
tum an der geiſtigen Nevolution lebendigen Anteil nimmt, die das 
Geſamtdeutſchtum innerhalb und außerhalb der Grenzen erfaßt hat? 
Und was ift natürlicher, als daß der Gedanke der Volksgemeinſchaft 
auch über die alten Parteigebilde des oſtoberſchleſiſchen Deutſchtums 
hinweggeht und zu neuen organilatoriſchen Formen hindrängt? 


Die polniſche Nationalanleihe. 


Seit 1026 herrſcht der Pilſudſkiblock über Polen, ohne daß er es 
jemals für notwendig gehalten hätte, ſich viel um die Meinung und 
die Zustimmung der Untertanen zu kümmern. Die neue „Schlachta“ 
der Oberften und Generäle hat bisher niemals an das Volk 
appelliert, — auch die Wahlen von 1930 kann man ſchwerlich als 
einen Appell an die Maſſen bezeichnen. Jetzt aber ſieht ſich die War. 
ſchauer Negierung zum erſten Male gezwungen, das Volk um Ver- 
trauen und Unterſtützung zu bitten, nicht etwa weil außenpolitische 
Gefahr im Verzuge iſt, nicht etwa, weil der Kampf gegen die Arbeits- 
loſigkeit in ganz großem Stile durchgeführt werden Joll, auch nicht 
etwa, weil das Parlament neu gewählt werden ſoll, ſondern weil 
die Regierung 120 Mill. Zloty braucht, um den zu erwartenden Fehl⸗ 
betrag des Staatshaushaltes zu decken. 120 Mill. Zloty = 55 Mill. 
AM. — das ift auch für das wirtſchaftlich ſchwer darniederliegende 
Polen keine unerſchwingliche Summe. Ein „gelinder Druck“ auf die 
Beamtenſchaft hätte genügt, um dieſen Bekrag in die Staatskaſſe 
fließen zu laſſen; ein „Wink“ an die Induſtrie hätte ausgereicht, um 
die Regierung aus ihrer Verlegenheit zu befreien. Aber der Ne⸗ 
gierung war das nicht genug; ſie hat einen Nieſenpropagandaapparat 
für die „Nationalanleihe“ auf die Beine geftellt, in dem Negierungs- 
anhänger und Oppoſitionelle zuſammenſitzen, in dem alles vereint ift, 
was in Polen einen Namen hat und Anſehen genießt. Wozu dieſer 
Aufwand von erlauchten Perſönlichkeiten und klingenden orten? 
Weil es der Regierung nicht allein auf die 120 Millionen ankommt, 
deren ſie freilich dringend bedarf, Jondern weil fie die Zeichnung der 
Anleihe zu einer „Manifeſtation des Glaubens an die 
wirtſchaftliche Zukunft Polens“ zu machen gedenkt. 
Durch dieſe Anleihe will ſie beweiſen, daß das Volk Vertrauen zur 
Staatsführung beſitzt. Sie braucht für ihr innerpolitiſches 
Preſtige einen großen, überraschenden Anleiheerfolg. Und ſie 


braucht diefen Erfolg auch aus außenpolitiſchen Gründen: 
Sie muß dem Auslande beweiſen, daß Polen ſich aus eigener Kraft 
zu helfen vermag und zu helfen bereit iſt und daß es daher auch das 
Vertrauen der ausländiſchen Geldgeber verdient, an deren Gebe- 
freudigkeit in den letzten Jahren Jo oft vergeblich appelliert worden 
iſt. Mit dem Hinweis aufs Ausland hofft die polnische Regierung 
auch die Opferbereitſchaft der innerpolitiſchen Oppoſition, die ſich ſonſt 
zweifellos ablehnend gegen dieſe Anleihe des Pilſudſkiſpſtems verhalten 
würde, mobifijieren zu können. Wie die „Opferfreudigkeit“ mobili⸗ 
ſiert wird, dafür einige Beiſpiele: Für jeden Beamten iſt ein be- 
ſtimmter Mindeſtbetrag, deſſen Zeichnung „Ehrensache“ für ihn fein 
oll, feſtgeſetzt worden; da die Anleiheſtücke auf den Namen des Er⸗ 
werbers lauten, läßt ſich leicht kontrollieren, welcher Beamte ſeine 
„Ehrenpflicht“ in hinreichendem Maße erfüllt hat. Die unterjten Be⸗ 
amten und Angeſtellten haben 50 —75 v. H. eines Monatsgehaltes zu 
zeichnen; von den mittleren und höheren wird „erwartet“, daß ſie ein 
volles Monatsgehalt für die Anleihe opfern. Die Industrie hat 
8 v. C. ihres letzten Jahresumſatzes zuzüglich 6 v. H. ihres Steuer- 
aufkommens zu zeichnen. Andere Berufsgruppen werden in ähnlicher 
Weiſe zur „freiwilligen“ Zeichnung mehr oder weniger angemeſſener 
Anleihebeträge ermuntert. Wenn dieſe „Anregungen“ auf fruchtbaren 
Boden fallen, müßte die Anleihe etwa 249 Mill. Sloty ergeben, 
davon 70 Mill. aus der Beamtenſchaft, 60 aus der Indultrie, 50 aus 
der Angeſtelltenſchaft, 30 aus dem Handel und je 10 Mill. aus den 
freien Berufen und der Landwirtſchaftl. Unter denen, die ihre Liebe 
zu Polen in raſchelnden Slotuſcheinen beweisen, dürfen — natürlich — 
auch die polniſchen Juden nicht fehlen. Denn Polen, Jo heißt es in 
dem Anleiheaufruf des Verbandes der Rabbiner in Polen, iſt doch 
das „Land, zu dem alle Juden der Welt eine tief 
verwurzelte Anhänglichkeit haben“. 
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Die Zukunft des Danziger Hafens, 


Mit der Unterzeichnung des Hafenübereinkommens vom 5. 8./18.9. 
ift der im Jahre 1950 vom Danziger Senat beim Völkerbund 
anhängig gemachte Gdingenſtreit vorerſt beendet. Vorerſt: Denn 
das Necht der Freien Stadt auf volle Ausnutzung ihres Hafens bleibt 
potentiell weiter beſtehen; das Übereinkommen gilt zunächſt nur für die 
Dauer eines Jahres, vom 1. Oktober 1933 bis zum 30. September 1934; 
und es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß ſich bereits im Laufe dieſes einen 
Jahres Meinungsverſchiedenheiten über die Handhabung des liberein- 
kommens einſtellen werden, die dann von der bereits vorgeſehenen 
paritätiſchen Kommiſſion zu behandeln fein werden. Der Freien Stadt 
Danzig wird von Polen im Hafenabkommen für beſtimmte Waren- 
gattungen eine beſtimmte Mindeftumfchlagmenge garantiert. Und zwar 
find Danzig für folgende Waren folgende Umfätze in der Ausfuhr 
bzw. Einfuhr zugeſichert worden: 


Aus fuhr: Einfuhr: 


Getreide (Gerſte, Weizen, affe 4000 to 
Roggen, Hafer). . . 300 000 to Kakaobohnen 2 400 10 
ehl. ... . . 205 00% to Tree 750 to 

Hüljfen früchte. 38 000 fo Reis e a 5 000 to 

Spiritus 2000 to Fruche Früchte 2000 to 

Kohle und Kols 3 000 000 to Salzhe ringe . 35 (00 to 

Peiroleun, Naphtha und Friſche Heringe f. d. Danziger 
Naphthabrodullſle .. 5000080 . Eigenbedar r 283 to 

Schwefeltaures Ammoniak 16550 to Phosphore 8 9000 to 

Staßfurter und natürl. Thomasſchlacke 10 000 10 
ungereinigtes Salz, Sal⸗ Mineralſuperphosphate 2500 to 
peter und Soda... .. 34000 to Eize und Schwefellies .. 990 000 to 
fink 9 00 (o Woll⸗ und Baumwollgarn . 5 400 fo 
etalle und Metallwaren 18 000 10 Gerbſto ff 600 to 

Pflanzen 9500 10 


Dazu iſt folgendes zu bemerken. Dieſe Aufftellung enthält nicht alle 
Danzig garantierten Waren, ſondern nur die wichtigſten von ihnen. 
Insgeſamt iſt der Freien Stadt ein Hüterumſatz von etwa 4,4 Millionen 
Tonnen im Jahr garantiert, wovon etwa 4,15 Mill. Tonnen auf die Aus- 
fuhr und rund 270 0099 Tonnen auf die Einfuhr entfallen. Jedoch hat Jich 
Polen bei einigen der aufgeführten Warengattungen Anderungen vor- 
behalten. So wird bei Petroleum und Naphthaprodukten eine Ver- 
minderung der zugeſicherten Umſchlagsmenge einkreten, falls das inter- 
nationale Kartell entſprechende Anderungen feiner Exportpolitik vor- 
nehmen ſollte; dagegen ijt bei Spiritus im Hinblick auf die zu erwartende 
Aufhebung der Prohibition in den Vereinigten Staaten eine Erhöhung 
der vereinbarten Umſchlagsmenge in Ausſicht gestellt. Weiter hat ſich 
Polen für pflanzliche und tieriſche Öle und Fette ſowie für Sämereien 
im Hinblick auf die beabſichtigte Einfuhrbeſchränkung eine Suſatz⸗ 
regelung vorbehalten. Die für Reis und frische Früchte feſtgeſetzten 
Mengen ſind nur unter der Bedingung garantiert, daß die betreffenden 
Danziger Firmen eine entſprechende polniſche Einfuhrerlaubuis nach- 
juchen. Wenn in einer der bezeichneten Warengruppen eine Verringe—- 
rung der polniſchen Aus- oder Einfuhr eintritt, kann Polen eine ent⸗ 
jprechende Herabſetzung des Danzig zugeſicherten Umſchlagkontingentes 
in dieſen Waren vornehmen; es muß jedoch dafür ſorgen, daß dieſer 
Ausfall durch die Erhöhung der Kontingente in anderen Waren zu— 
gunſten Danzigs wettgemacht wird. 

Zu bemerken iſt weiter: In den garantierten 4,4 Millionen Connen 
lind nicht alle über den Danziger Hafen ein- und ausgeführten Waren 
enthalten, ſondern nur diejenigen, bei denen eine Garantie beſonders 
noimendig erſchien und bei denen ſich die polniſche Regierung nach 
ſchwierigen Verhandlungen zu einer Garantie ſchließlich bereit fand. 
Bei manchen Waren, wie z. B. bei Zucker, hat Polen ſich mit Nückſicht 
auf die in Gdingen bereits geschaffenen Umſchlagseinrichtungen ge— 


weigert, eine Garantie für einen beſtimmten Mindeflumſchlag in Daußzig 
zu übernehmen. Andere Waren Jind in die Sarantieliſte nicht auf- 
genommen worden, weil ich ihr Verkehr von ſelber regelt oder weil 
ſie ausschließlich für die Deckung des Danziger Eigenbedarfes beſtimmt 
find. Zu den garantierten 4,4 Mill. Tonnen tritt alſo noch der nicht 
garantierte Güterumſchlag, deſſen Höhe Jich ſchwer vorausſehen läßt. 

ei den angegebenen Zahlen handelt es ſich um Mindeſtmengen, die 
in Danzig umgeſchlagen werden müſſen. Es iſt alſo möglich — und 
Optimiſten rechnen damit —, daß die garantierten Mengen über- 
ſchritten werden. Für dieſe Annahme ſpricht, daß bereits am J. N o= 
vember d. J. die Danziger Hafengebühren gemäß den 
Bestimmungen des Hafenabkommens herabgeſetzt werden, was 
Danzig zweifellos ſeinen Wettbewerb gegenüber Gdingen erleichtert. 
Segen dieſe Annahme Jpricht die unverhohlene Unluft der Polen, 
Danzig mehr zukommen zu laſſen, als fie ſich im Hafenabkommen mit 
Mühe und Not haben abhandeln laſſen; dagegen ſpricht der Umſtand, 
daß in einer ganzen Reihe von Warengattungen vorausſichtlich ein 
Rückgang der polniſchen Aus- und Einfuhr überhaupt eintreten wird, 
was ſich naturgemäß auch auf Danzigs Süterumſchlag nachteilig aus⸗ 
wirken müßte; und dagegen ſpricht Schließlich die Catfache, daß Polen 
gar nicht daran zu denken ſcheint, den weiteren Ausbau des Sdingener 
Hafens zu ſtoppen, und daß es unter keinen Umſtänden bereit ſein wird, 
feine Sdingener Anlagen etwa ſugunſten der Freien Stadt ungenutzt 
liegen zu laſſen. 

Es ijt ſchwer, die in der Garantieliſte des Hafenabkommens an- 
geführten Siffern mit Umſchlagszahlen früherer Jahre zu vergleichen. 
Derartige zahlenmäßige Vergleiche ſind in jedem Falle willkürlich. Die 
Danziger Regierung bat ihren Forderungen im allgemeinen ein Ver- 
gleichsjahr zugrunde gelegt, das das zweite Halbjahr 1932 und das erſte 
Halbjahr 1933 umfaßt. In dieſem Vergleichsjahr hat der Danziger 
Geſamtgüterumſchlag etwa 5,2 Millionen Tonnen betragen. Legt man 
das erſte Halbjahr 1932 allein als Maßſtab zugrunde, Jo ergibt ſich 
eine Vergleichszahl von 4,5 Millionen Connen, die der jetzt garantierten 
Mindeſtziffer annähernd entspricht. Es ſei, um die Gejamtjitnation 
des Danziger Hafens zu beleuchten, noch einmal an den Güterverkehr 
früherer Jahre erinnert: Im Jahre 1926 wurden in Danzig 6,39 Mil⸗ 
lionen Tonnen umgeſchlagen; im Jahre 1928 wurde mit 8,61 Millionen 
Tonnen der Höchſtand erreicht; im Jahre 1952 war der Umſchlag bereits 
auf 3,38 Mill. Tonnen geſunken. Der jetzt garantierte Mindeſtumſchlag 
macht alſo nur die reichliche Hälfte des vor fünf Jahren erreichten 
Höchſtumſchlages aus. Die ſeewärtige Aus fuhr Danzigs betrug im 
Jahre 1926 5,66 Will, Tonnen; ihren Höchjiſiand erreichte ſie im Jahre 
1051 mit 7,58 Mill. Tonnen; jetzt iſt eine Ausfuhr von 4,15 Millionen 
Tonnen garantiert. Die ſeewärtige Sin fuhr Danzigs belief ſich im 
Jahre 1926 auf 641 ooo Tonnen, ſtieg im Jahre 1928 auf 1,85 Millionen 
Tonnen, ging bis 1952 auf 4280009 Tonnen zurück und iſt jetzt mit 
270000 Tonnen garantiert; das bedeutet: Garantiert iſt jetzt nur noch 
etwa ein Siebentel des Höchſtſtandes von 1928. Das ſind gan; enorme 
Nückgänge. Aber es geht nicht an, Wert und Unwert des Hafen- 
abkommens an folchen Vergleichen zu meſſen. Man muß vielmehr 
bedenken, daß Danzig ohne dieſes Abkommen in Zukunft fehr wahr⸗ 
scheinlich nicht einmal die ihm jetzt garantierten Mindeftverkehrszahlen 
erreicht haben würde. Die wirtſchaftliche Bedeutung des Abkommens 
für Danzig liegt darin, daß die vorausſuſehende weitere Schrumpfung 
des Danziger Güterverkehrs verhindert worden iſt — vorausgeſetzt, daß 
Polen ſich an ſeine übernommenen Verpflichtungen hält. Ob das der 
Fall ijt, das wird ſich bald feſtſtellen laſſen. 


Danziger Politik. 


An 22. September erwiderten Miniſterpräſident Jendrzejewicz 
und Handelsminiſter Sar zucki den Staatsbeſuch, den vor einiger 
Zeit Senatspräfident Dr. Nauſchning und Innenſenator Sreifer der 
Warſchauer Regierung abgeftattet hatten. Die polniſchen Säſte wurden 
mit beionter offizieller Feſtlichkeit empfangen: Einbolung durch Ver- 
treter des Senates an der Landesgrenze, Chrenkompagnie der Schutz- 
polizei ufw. Zum zweiten Male ſeit dem Beſtehen Polens hai jetzt ein 
Warſchauer Regierungschef Danzig beſucht. Am 27. Februar 1929 
hatte der damalige Minifterpräfivent Prof. Bartels den Staats- 
beſuch erwidert, den mehr als ſieben () Jahre vorher, am 24. Oktober 
1927, der damalige Senatspräſident Dr. Sahm der Warſchauer Re— 
gierung abgeſtattet hatte und in deſſen Gefolge das Warſchauer Ab- 
kommen zuftande gekommen war. Weder durch den Beſuch von 1921 
noch durch den Gegenbeſuch von 1929 wor es möglich geweſen, eine 
Periode friedlicher Suſammenarbeit zwiſchen der reien Stadt und 
Polen einzuleiten. Heute find — wenigſtens auf Danziger Seite — die 
ideellen Vorausſetzungen einer Verſtändigung andere als damals. Das 
gi dem jetzigen Verſuch zu einer geordneten Suſammenarbeit mehr 

usſicht auf Erfolg. 

Auf dem Gebiete der Danziger Innenpolitik verdient die Hal=- 
tung der Sentrumsparkei ſtärkſte Beachtung. Sie weigert 
lich, aus der gegebenen Situation die Solgerunen zu ehen. Sie will 
als Partei weiter beſtehen bleiben. Anſcheinend bildet ſie ſich ein, 
noch eine Million erfüllen zu miüjfen, Der „Nuhm“ des kleinen 
Dollfuß ſcheint den Leuten um Sawatzki, den geiſtigen Führer 
der Danziger Zentrumspartei, in den Kopf geſtiegen zu ſein. Das 
Danziger Zentrum hat den Auflöſungsbeſchluß der Wind 


horſtbünde nicht anerkannt, ſondern aus den unentwegten 
Klerikalen, die ſich darin gefallen, mit ihrer Religion politiſche Geſchäfte 
zu machen, einen neuen Sührerring gebildet. Weiter hat es das Sentrum 
für richtig gehalten, den Senator WierczinſkisKeiſer, nach- 
dem dieser aus der Partei ausgetreten war, zur Niederlegung Jeines 
Amtes aufzufordern. Wierczinſki-Keiſer hat daraufhin Jein Amt dem 
Senatspräſidenten zur Verfügung gestellt. Im Volkstag iſt er jedoch 
ſofort mit 36 nakionalſozialiſtiſchen Stimmen wieder in den Senat 
gewählt worden. Die Deutfchnationalen, Sozialdemokraten und Kom- 


muniſten nahmen an der Wahl nicht teil. Das Sentrum und die Polen 


gaben weiße Settel ab. Die Hartnäckigkeit, mit der das Danziger 
Sentrum ſein Parteidafein zu erhalten ſtrebt, wäre einer beſſeren Sache 
wert. Es hätte die Möglichkelit, ſich ebenſo wie die Deutſchnatiionalen 
und die Liberalen Danzigs mit einigem Anſtand aus der Affäre zu 
ziehen. Der böswillige Widerſtand, den das Zentrum der Verwirk⸗ 
lichung der deutſchen Volksgemeinſchaft in Danzig entgegenſetzt, hat 
dejlen weiteres Verbleiben in der Regierung unmöglich gemacht. Diejer 
Erkenntnis konnte ſich das Zentrum wohl ſelbſt nicht verschließen; und 
es hat daher feinen Austritt aus der Regierung erklärt. Der 
Sentrumsführer, Prälat Sawatzki, hat feinen Senatspoſten ver- 
laffen. Die NSDAP. leitet nunmehr allein die Politik der Freien 
Stadt Danzig. Die Parteiwirtſchaft iſt auch in Dauzig zu Ende. Ob 
das Zentrum und die marxiſtiſchen Sruppen noch glauben, fort- 
beſtehen zu müſſen, oder ob ſie es doch noch vorziehen, ſich aufzulöſen, 
das ſpielt jetzt nur noch eine untergeordnete Nolle. Sie haben ſo und 
Jo nichts mehr ju Jagen. Denn das Volle hat ſich zur nationale 
jofialiſtiſchen Volksgemeinſchaft bekannt. 
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„Von Politik verſtehe ich nichts.“ 


Nachdem Winkler und Starhemberg ſich gegenſeitig ihres 
Mißtrauens und ihrer Mißachtung verſichert hatten, mußte Dollfuß 
ſich wohl oder übel endlich zu einer Klärung der in ſeinem Kabinett 
herrſchenden Gegenſätze entſchließen. Er hat am 21. Sepiember eine 
„neue Regierung gebildet, die er ſeinem verblüfften Publikum als 
ein „Kabinett der Perfönlichkeiten“ meinte vorftellen zu müjjen. Man 
bat im Reiche Jeit Streſemann eine ganze Reihe von Kabinetten mit 
ähnlich anſpruchsvoll klingenden Titeln erlebt. 

Neben Dollfuß jelbft, der außer der Kanzlerſchaft auch noch die 
Außen-, Landwirtſchafts-, Sicherheits- und Heeresminiſterien in ſich 
vereint, ſind von den alten Männern in der neuen Negierung wieder 
vertreten: Major Fey (diesmal als Vizekanzler), Dr, Bureſch 
(wieder als Finanzminiſter), Schuſchnigg (wieder als Unterrichts- 
und dazu als Juſtizminiſter), Dr. Endler (als Verfaſſungsreform- 
minister) und. Dr. Stockinger (als Handelsminister). Neu hinzu⸗ 
gekommen ſind Dr. Kerber als Innenminiſter, Schmitz als 
Miniſter für ſoziale Verwaltung, ſowie fünf Staatsſekretäre, und zwar: 
Baron Rarwinsky (Sicherheit), Fürſt Schönburg-Harten⸗ 
fein (Heeresweſen), Dr. Gleißner (andwirtſchafth, Slaß 
Guſtiz) und Neuftädter-Stürmer (Fremdenverkehr und 
Arbeitsbeſchaffung). Von dieſen Ministern und Staatsjekretären, ge⸗ 
hören zwei (nämlich Feu und Neuſtädter-Stürmer) der Heimwehr an 
und zwei, Kerber und Glaß, der Nationalſtändiſchen Front; die übrigen 
ſind Chriſtlich-Soziale. Das zweite Kabinett Dollfuß Steht noch mehr 
als das verfloſſene im Zeichen des habsburgiſchen Legi⸗ 
timismus. Für das Verhältnis zu Deutſchland bedeutet das eine 
weitere Verschärfung der Lage. Außenpolitiſch ſteht Vollfuß gleichſam 
mit einem Sup in Paris, mit dem anderen in Rom. Die inneren 
Gegenſätze im Negierungslager ſind mit der Neubildung der Regierung 
durchaus nicht verſchwunden. Der Landbund, der bisher durch den 
Bizekanzler Winkler an der Regierung beteiligt war, ift an die 
Wand gedrängt worden. Welche Folgerungen er daraus ziehen wird, 
ob er zur Oppoſition übergehen oder hinhaltende Neutralität bewahren 
wird, wird ſich bald zeigen. Auch das Verhältnis zur Heimwehr iſt 
nicht völlig geklärt; dieſe iſt zwar — wie erwähnt — an der Regie- 
rung durch zwei Männer beteiligt; Fürſt Starhemberg aber, die 
Hauptfigur dieſer Prätoriauergarde, wurde beiſeitegeſtellt, und auch 
Vaugoin, der bisherige Heeresminiſter, iſt als nunmehriger Präſi— 


dent der Bundesbahnen auf ein totes Gleis gejchoben worden. Weder 
die demokratischen Allüren Winklers noch die „auſtrofaſchiſtiſchen“ 
Ideen Starhembergs ſcheinen Snade vor Dollfuß gefunden zu haben. 
Sey, der „ſtarke Ztiann“, der ſich ſchon als Diktator Sſterreichs fühlte, 
muß ſich mit dem Poſten eines Vizekanzlers begnügen. Ob er ſich mit 
Dollfuß vertragen wird, ſteht noch dahin. Die Sozialdemo- 
kratie hat ſich vergebens in die Verhandlungen um die Regierungs- 
bildung einzuschalten bemüht; Dollfuß kann ſich, ſoweit es gegen die 
Nationalſozialiſten geht, auf ihre Hilfe verlaſſen. Om übrigen aber ge⸗ 
hört fie zur Oppofition. Allerdings iſt es ziemlich gleichgültig, ob ſie 
für oder gegen Dollfuß iſt; ſie hat ſo und Jo nicht mehr viel zu be⸗ 
deuten. Die Balis, auf der ODolljuß jetzt, nach der Regierungs- 
umbildung, ſieht, iſt noch ſchmaler und ſchwankender als zuvor. Wenn 
er überhaupt regieren will, dann kann er es nur in diktato⸗ 
riſcher Sorm — gegen das Volk. Dazu ſcheint Dollfuß ent⸗ 
ſchloſſen; er iſt Chef der Regierung; er leitet die Außenpolitik; er hat 
das wichtigſte wirtſchaftliche Ziiinijterium, das für Lanvwirtſchaft, in der 
Hand und er verfügt als Sicherheits- und als Heeresminiſter über die 
miliiäriſchen Machtmittel des Staates. — Im ſteiriſchen Berg- 
arbeiterſtreik hat die zweite Regierung Doljuß ihre erſte 
innerpolitiſche Niederlage erlitten. Der Ausſtand endete 
mit einem Sieg der unter nationalſozialiſtiſcher Führung ſiehenden 
Arbeiterſchaft. Die Regierung hat die verfügten Lohnkürzungen rück⸗ 
gängig machen und ſich in den übrigen Streiefragen zu Verhandlungen 
bereitfinden müſſen. Die Grubenarbeiter wurden, als fie nach 3. T. 350= 
ſtündigem Streik unter Cage in ihre Wohnorte zurückkehrten, 
von der geſamten Bevölkerung mit Jubel empfangen. Die Polizei- 
und Bundestruppen, die noch einige Cage zuvor auf die Streikenden 
geſchoſſen hatten, hielten ch trotz des nationalſozialiſtiſchen Charakters 
der Kundgebungen ſichtlich zurück. — Wie Dollfuß die ſchlimme 
Situation, in die er ſich begeben hat, zu meiſtern gedenkt, iſt nicht ganz 
klar. Im letzten Jahre, als er noch ohne diklatoriſchen Ehrgeiz im 
Landwirtſchaftsminiſterium ſaß, hat er einmal vor Journaliſten, die 
ihn mit Fragen beſtürmten, erklärt: „Aber meine Herren, ich bin 
ja gar kein Politiker. Davon verſtehe ich nichts. 
Ich bin nur agrariſcher Fachmann.“ Or. Engelbert Dollfuß 
muß im Laufe eines Jahres viel dazu gelernt haben, wenn er ſich heute 
zutraut, die Rolle eines Diktators zu ſpielen! 


Die deulſche Wiedergeburt. 


Auf der Hildesheimer Kulturwoche ſprach Alfred Rolen- 
berg, der Leiter des Außenpolitiſchen Amtes der NSDAP. und 
Reichsleiter des Kampfbundes für Deutſche Kultur über die 
deutſche Wiedergeburt; er führte u. a. aus: 

„Wir haben gegen Parteien gekämpft, dabei niemals vergeſſen, 
daß nicht nur eine alte Politik, ſondern eine alte 
Weltanſchauung abfulöſen war. Jeder SA.-Mann hat 
gewußt, daß es nicht um einen Wirtſchaftsſtreit, ſondern um einen 
Weltanſchauungsſtreit ging. Deshalb haben wir von dem erſten Tage 
on den Marxismus in leinen Srunddogmen be- 
kämpft. Das 19. Jahrhundert wurde beherrſcht von dem uner- 
hörten Aufſchwung der Technik, einem Aufſchwung, der einer Millio- 
nenſchicht Not und Elend brachte. Daß ſich der Arbeiter dagegen 
empörte, zum Sklaven der anderen zu werden, iſt aus dem urgermani= 
ſchen Nechtsgeſühl zu verſtehen. In die Entwicklung dieſer Aufleh⸗ 
nung fraßen ſich, von Juden hineingetragen, die Gedanken der 
Internationale, des Klaſſenkampfes und Pazifismus. Dieſen 
Poſtulaten foren wir drei andere enigegen, die bereits Gemeingut 
von 40 Millionen ſind: die Poſtulate von Blut, Boden 
und Perjönlichkeit, Geboren auf dem Aſphalt der Welt- 
ſtädte und in fremden Gehirnen, konnte die Internationale dem 
Arbeiter niemals Segen bringen; denn wenn der Arbeiter und der 
Bauer das Bodenſtändige verlieren, verlieren ſie das Letzte. 
Pogifcherweile kam der Marxismus zur Perſönlichkeitsver⸗ 
nichtung. Er ſagte, große Menſchen Jeien ein Sufall. Wir hin⸗ 
gegen behaupten, daß die Perlönlichkeit die höchſte 
Blüte der Raffe it. Da der Marxismus in weiten Kreifen 
ein Minderwertigkeitsgefühl großgezogen hat — er ſagt 3. B., Faß 
ein Arbeiter nicht neben einen Hohenzollernprinzen gehöre —, beruht 
unfere Aufgabe in der Charaktererneuerung. Die niederen 
Önftinkte gilt es niederzukämpfen und die Menſchen nach der Peijtung 
zu bewerten. Wir fragen: Was haben die Kirchen gegen den 
religionsfeindlichen Marxismus, der ihre Exiſtenz bedrobte, ge- 
tan? Wir freuen uns, daß ſowohl kKatholiſche als auch evan— 
geliſche Pfarrer mit uns kämpfen, 
der Seltjtellung hindern, daß die Kirche in ihrem Kampfe ver- 


fagt habe. Der Nationalſozialismus hat den Kommunismus 
überwunden. Der SA-Mann hat es getan — aus national= 
ſozialiſtiſchem Erleben heraus. Und dieſes Erleben vernittelt 
ein neues Seſchichtsbewußtſein. Wir Jeben die 


Werke unſerer Hiſtoriker anders an als früher. Große Menſchen 
früherer Epochen treten in den Hintergrund und umgekehrt. Wir 
glauben nicht an eine Weltgeſchichte, in der vorgefaßte Theorien zu 
theoretiſchen und privaten Sielen ausgelegt werden können. Wir 
lauben nicht an Spengler, der magiſche Krafte die Geſchicke auf 
= Erde lenken lajjen will. Die Kultur Kommt nicht von 


Das darf uns aber nicht an 


oben, Jondern von unten: aus Blut und Boden. 
So betrachtet, erſcheint uns die Geſchichte vielfach in einem anderen 
Lichte. Früher wurde gelehrt, daß das Deutſche Reich bis Bismarck 
hin eine Gründung Karls des Großen ſei, den wir nur immer 
in erbittertem Kampfe mit Widukind ſahen. Uns hingegen erjcheint 
Widukind als der größere Held. Ohne Karls des Großen 
Werk ſchmälern zu wollen, bleibt die Seftitellung, daß das fränkische 
Schwert im Dienſte des Univerſalismus Noms ſtand. Widukind 
hingegen war der erſte Kämpfer für Blut und 
Boden, And es wird einmal die Zeit kommen, da man ihm ein 
Denkmal errichten wird. Mag er im Jahrhundert 
unterlegen ſein, im 20. Jahrhundert hat er geſiegt. 
Sortgeſetzt wurde dieſer Kampf von dem Oſtmärker Heinrich 
dem Löwen, dem Oftmärker Bismarck und weiterhin von dem 
Oſtdeutſchen Adolf Hitler. 

Wenn liberaliſtiſche Schreiberſeelen behaupten, daß ſich Geiſtigkeit 
nicht mit Machtgedanken vereinigen ließe, Jo entjpricht das nicht den 
geſchichtlichen Catſachen. Wenn der neue Kulturkreis um Bayreuth 
ſich im 19. Jahrhundert nicht voll entfalten konnte, ſo lag das daran, 
daß das Sweite Reich es nicht verstand, die deutſche Seele und die 
deutſche Macht zuſammenzuhalten. Die Schirmherrſchaft von Kultur 
und Kunſt kann nur von denen übernommen werden, die für ſie 
zu kämpfen willen, Und dieſer Kampf iſt heroiſch! Wir feiern 
heute die große Stunde der Wiedergeburt des 
Heroiſchen. Wie die Monumente des klaſſiſchen Griechenlands, 
die Epen von Ilias und Odyffee, von Hildebrand, den Nibelungen 
und Sauft unvergänglich ſind, jo dokumentiert ſich in der gegenwär— 
tigen Hinneigung zu Monographien die Sehnſucht nach großen Vor- 
bildern. Das Schrifttum der letzten Vergangenheit iſt überlebt. 
Pfuchologiſche Werke finden kein Intereſſe mehr, Pojtojewjkis 
krankes Geſchlecht geht uns nichts mehr an. Den gefunden Menſchen 
wollen wir erleben — im Kampfe, Sieg und Untergang. Dies iſt das 
Höchſte, was der Menſch erreichen kann. Menfchen wie Schlageter 
und Horſt Weſſel ſind unſer Ideal, kampferprobte Führer, Märtyrer 
und Sänger. Die Kunft kennt nicht mehr das äſthetiſche und 
pluchologiſche Vergnügen, ſondern nur das Erlebnis, und dies geht 
durch Stadt und Land. So auch ift zu verſtehen, daß Hitler heute 
überall empfangen wird wie nie ein König zuvor. Dieſe Vegeilte- 
rung it ein Sumbol dafür, daß wir vor einer Jahr- 
taufend wende ſtehen, Wenn auch noch wirtſchaftliche Sorgen 
drücken, ſo zeigen doch die Menſchen wieder ein frohes Geſicht. Die 
eigene Sehnjucht trägt ſie empor, das Leben hat wieder einen Sinn. 
Früher glaubte man an den Sinn der Kreuzzüge, im 18. Jahrhundert 
an den der Humaniſierung. Heute treibt uns nur noch das eine: 
zu kämpfen für eine nationale Ehre und unſeren germanischen 
Charakter. 


RR 


Bor einem Sieg der eſtniſchen Freiheitskämpfer? 


Der Tag der Volksabſtimmung über das Verfaſſungsänderungs⸗ 
projekt des Verbandes der Freiheitskämpfer rückt immer näher heran. 
Das ganze Land ſteht im Seichen der Vorbereitung zu dieſer Be⸗ 
kundung des Volkswillens, der über die Zukunft Sſtlands entſcheiden 
wird. Daß es hierbei nicht um einzelne Geſetzesparagraphen geht, 
londern um die Sukunft der Heimat, wird allmählich auch deujenigen 
klar, die das bisher nicht geſehen haben oder nicht haben ſehen wollen. 
Am 14., 15. und 16. Oktober wird die Eutſcheidung nicht darüber fallen, 
ob die eſtländiſche Staatsverfafjung der Staatsführung in Zukunft ein 
gewiſſes Mehr an Machtbefugniſſen einräumen wird, oder nicht, ſondern 
das Volk wird befragt, ob der neue Geiſt von heute und morgen in das 
politiſche Leben Eſtlands feinen Einzug halten foll, oder ob Volk und 
Heimat auch weiterhin dem parlamentarijchen Liberalismus von geftern 
und vorgeſtern verfallen bleiben, der auch hier wiederum geneigt iſt, 
die eigenen Spielregeln der demokratiſchen Verfaſſung zu beugen und 
zu brechen, nur um feinen Codfeind, den Faſchismus oder National- 
jozialismus niederzuhalten, der ſich anſchickt, auf legalem Wege zur. 
Atacht zu gelangen. Daß weite Kreiſe des Volkes ſich über dieſe 
ſchickſalsſchwere Bedeutung des kommenden Vollksentſcheids klar 
geworden find, beweiſt der Wahlkampf, der in einer für das bedächtige 
Temperament des eſtniſchen Volkes ungewöhnlichen Heftigkeit entbrannt 
iſt. So hat, was in Eſtland bisher noch bei keinem einzigen politiſchen 
Wahlkampf zu verzeichnen war, der Revater Polizeipräfekt Menſchen⸗ 
anjammlungen vor den Verſammlungslokalen verboten, da der un- 
gewöhnlich ſtarkke Andrang zu den Maſſenverfammlungen der Sreiheits- 
Kämpfer den Straßenverkehr behinderte. Die Freiheitskämpfer ſind es 
auch, die in vorderſter Reihe den Wahlkampf beſtreiten. So haben ſie, 
wie die Preſſe meldet, an einem einzigen Sonntage im ganzen Lande 
rund 100 Maſſenpropagandaverſommlungen abgehalten, die zahlreich 
bejucht waren und in denen ihre Redner, insbejondere der Führer 
A. Sir k, ſlürmiſch gefeiert wurden. Eine Welle von Verſammlungen, 
die ſich immer wieder über das ganze Land ergießt, ſorgt dafür, daß 
die Grundſätze der Freiheitskämpferbewegung im entfernteſten Winkel 
des Landes bekannt werden. Dieſe Grundfätze faßt einer der Sührer 
der Bewegung, General A. Larka im „Vöitlus“ wie jolgt zuſammen: 
Der Staat muß höher ſtehen als die Belange von einzelnen und von 
Intereſſengruppen. Die Idee ſteht höher, als der materielle Vorteil. 
Wo Jobe nach Gewinn und Geldgier herrschen, da entbehrt das 
Staatsleben jeglicher geſunder Grundlage. Jedoch auch ein kleines 
Voll kann ſtark ſein, wenn der Geiſt in ihm ſtark iſt, wenn es dil;ipli- 
niert und arbeiijam ift. Es muß, um ſtark zu fein, einig fein, einig nicht 
nur nach außen, ſondern auch innerlich, einer Weltanſchauung nach. 
Die Freiheitsbewegung kämpft für die Einheit und Geſchloſſeuheit von 
Volk und Staat, über alle Parteien und Kfaſſen hinweg. Nur Jo kann 
es zu einer autoritären Staatsführung kommen, denn das Volk erkennt 
nur ſolche Führer an, deren Blick auf das Volksganze gerichtet iſt. Die 
Führung darf ſich nicht auf eine einzelne Volksſchicht ſtützen und dieſe 
gegen die anderen ausfpielen, ſondern muß, aus dem Boike hervor- 
gehen und in ſteter Fühlung mit dem Volke bleiden ſtets nur das ganze 
Volk meinen. Wenn folcherart die Propaganda der Freiheitskämpfer 
für die Erneuerungsbewegung wirbt, Jo find auch die Suſtemparteien 
jelbſtverſtändlich nicht müßig. Von den alten politiſchen Parteien find 
es wohl nur die Altlandwirte, die trotz betonter demokratiſcher Ein- 
Hellung, dem Verfaffungsänderungsentwurf der Freiheitskämpfer als 
Partei nicht ausgesprochen feindlich gegenüber ſtehen. Der Bund der 
Landwirte gibt feinen Anhängern die Abstimmung zum Volksentfcheid 
frei, wobei in einer parteiamtlichen Kundgebung der Standpunkt ver- 
treten wird, daß die Annahme der Verfaſſungsänderung noch lange 
nicht die Entſcheidung darüber bedeute, welcher politiſchen Richtung 
in Zukunft die Führung im Staate zufailen würde. Einer der hervor⸗ 
ragendften politiſchen Sührer der Landwirte, der in weiteſten Kreifen. 
perſönliches Anfehen genießende K. Päts, hat ſich auf einer Ber⸗ 
jammlung ſogar gan; unzweideutig für den Verfaſſungsänderungs⸗ 
entwurf ausgeſprochen und dagegen Front gemacht. daß eine Bewegung, 
die zweifellos vom beſten Willen für das Volkswohl beſeelt ſei, wahllos 

echt gemacht werde. Im Lager der unbedingten Gegner der Er- 
neuerungsbewegung ſtehen in vorderſter Front die Marxiſten jeglicher 


Schattierung, alſo die eſtniſchen Sozialdemokraten und die fie unters 
ſtützenden, illegal arbeitenden Kommuniſten. In dasfelbe Horn ſtoßen, 
wenn auch vielleicht etwas weniger überzeugt und laut, die Jungland⸗ 
wirte, die ſich als reiner Interellentenklüngel von einer Richtung, die 
das Ganze über Standesintereſſen ſtellt, wenig Gutes versprechen. 
Völlige Verwirrung herrſcht dagegen in der Partei des e g 
Staatsälteften, der Nationalen Mittelpartei, die bisher als Kerntruppe 
im Kampf gegen die Erneuerungsbewegung anzusprechen war. Swar ift 
es dem Staatsälteften Jaan Cöniſſen gelungen, im Parteivorſtand 
eine Entſchließung durchzudrücken, die weiteren ſchärfſten Kampf gegen 
die Freiheitskämpfer der Partei zur Pflicht macht und die parla⸗ 
mentariſche Vertretung der Partei auffordert, im Parlament die 
nötigen Solgerungen aus dieſer Haltung zu ziehen. Da die Anhänger 
des Suſtems im Parlament die Mehrheit beſitzen, bedeutet dieſer Ent« 
schluß, daß ſofort nach Zufammentritt des Parlaments und noch vor 
dem Volksentſcheid über den Freiheitskämpferentwurf die parlamen⸗ 
tariſche Geſetzgebungsmoſchine in Bewegung geſetzt werden ſoll, um 
der Volksabstimmung unter anderen auch durch Heraufſetzung des zur 
Annahme eines Volksentſcheids erforderlichen Stimmjages alle nur 
denkbaren Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Unterdeſſen hat abet 
im ganzen Lande eine Nebellion der Parteiangehörigen gegen dieſe 
Politik der Parteiführung eingeſetzt, die leicht dazu führen kann, daß 
aus der bisher einen immerhin nicht zu unterſchätzenden Machtfaktor 
bedeutenden Nationalen MWittefpartei eine Schar von Führern wird, 
die keine Soldaten mehr hinter ſich haben. Auf neulich abgehaltenen 
Versammlungen der Ortsgruppen der Partei in Weſenberg, Narwa 
und Pernan find nämlich Entschließungen zur Annahme gelangt, die zum 
Ausdruck bringen, daß die Parteileitung nicht mit der Stimmung und 
dem Standpunkt der örtlichen Parteiorganiſationen gerechnet habe und 
daß alle von ihr in der letzten Zeit unternommenen Schritte Sehier 
geweſen feien. Die Ortsgruppe Weſenberg ilt ſogar ſoweit gegangen, 
ihren Mitgliedern im Gegenſatz zur „antifaſchiſtiſchen Haltung der 
Parteileitung“ ausdrücklich die Stellungnahme zum Volksentſcheid frei- 
zugeben. s ift daher weiter nicht erſtaunlich, wenn eine Nebaler 
eſtniſche Zeitung ſich mit diefer Lage in einem Artikel unter der 
Überſchrift „Das Ende der Mittelpartei?“ auseinanderſetzt. Im deujch⸗ 
baltifchen Lager iſt man ſich des Ernſtes der Stunde durchaus bewußt. 
Man weiß fehr wohl, daß die herannahende Entſcheidung über die 
künftige Geſtaltung des politiſchen Lebens des eſtuiſchen Volkes von 
ſchiceſalſchwerer Bedeutung für das Verhältnis zwiſchen Eftentum und 
deutschem Baltentum ſein wird. Im Gegenſatz noch zur jüngſten Ver⸗ 
gangenheit, wo die Gefahr beſtand, daß das eltländiſche Deutſchtum 
je nach der Einſteliung zum ik der neuen Seit in zwei Lager 
geſpalten würde, fcheinf fe jotzt innerhalb des Deutſchtums immer 
deutlicher eine einheitliche politiſche Willensbildung abzuzeichneu. Die 
Baltiſche Nationalſozjaliſtſche Bewegung, bisher von einer zahlreichen 
und wirtfchaftlich machtvollen Suſtemgegnerſchaft innerhalb der eigenen 
Volksgenoſſen als pofitifch nicht ernſt zu nehmen abgelehnt, ſchickt ſich 
nunmehr an, die politiſche Fübrung des eſtländiſchen Deutſchtums an⸗ 
zutreten. Dementjprechend dürfte wohl die geſamte deutſche Wähler- 
Ichaft, von einigen undelehrbaren reaktionären Splittern abgeſehen, ihre 
Stimmen für die Freiheitskämpferbewegung in die Waagſchale werfen. 
In den letzten Folgen des Organs der Baltiſchen Nationalfozialifien 
„Der Aufftieg“ fefen wir immer wieder die lapidare Seftftellung: Wir 
ſtimmen am 14, 15. und 16. Oktober für die Ber 
faljungs änderung“. 


Der Einbruch der Erneuerungsidee in die gegneriſche Front iſt jomit 
Catſache geworden in Eſtland, jowohl beim eſtniſchen Mehrheitsvolk 
als auch bei den deutſchen Heimatgenoſſen. Man geht daher ſicherlich 
nicht fehl, wenn man annimmt, daß der endliche Sieg der Ernenerungs⸗ 
bewegung nicht ausbleiben kann. — 19 — 


In der letzten Nummer (39) bat ſich ein ſinnentſtellender Druckfehler 
eingeſchlichen. Im Artikel „Estland? muß es in der 23. Seile von oden 
heißen „den deutſchen Heimatgenoſſen“ ſtatt „der deutſchen Heimat⸗ 
genoſſen“. 


Lettland: Mit oder gegen Deutichland? 


Das kleine Lettland kommt fi) 3.5. wieder einmal als der große 
Siegerſtaat vor, der lich berufen fühlt, große Politik ju machen. Ein 
Ram e „Nedakteur“ Jahnis Ofol hielt im amtlichen lettiſchen 


undfunk eine Nede, die wirklich nicht dazu angekan wat, die Be⸗ 


Rehungen Lettlands zu Deutſchland zu beſſern. Er hielt einen Vortrag 
über das „durchaus ſranzöſiſche“ Saargebiet und führte dabei u. a. fol- 
gendes aus: „Ich finde abſolut keinen Unterſchied zwiſchen Deutſch- 
lands Hitlerismus und Rußlands Kommunismus. So wie der Kommu- 
nismus die ganze Welt erobern will, fo will Hitler ganz Europa unter 
leinen Abfat und ſeine bewaffnete Fault bringen. Beide haben diejeiben 
imperialiſtiſchen Tendenzen!“ Man wiſſe zwar noch nicht, wie die Ab⸗ 
ftimmung im Jahre 1935 ausfallen werde; aber er hoffe, daß im Inter- 
elle Europas und des Friedens das Saargebiet auch künftig unter dem 
Regime des Völkerbundes verbleibe. Zum Schluß ſagte er wörtlich: 
„So wie die Hitlerbanden bei ihrem Abzug aus Lettland alle Kultur- 
werke zerjtört haben (17), Jo haben ſie auch in Nordfrankreich gewütet 
und alles zerſtört!“ So weit der „Nedakteur“ Ojoll N 


Die „Jaunakas Zinas“ berichtete über die große Rede 
Dr. Lüdtkes auf der Königsberger Hiſtorikertagung. Daß Inhalt 
und Sinn diefer Rede völlig entstellt wiedergegeben wurden. verſteht 
ich am Rande. Seine eigenen Entjtellungen nahm das Blatt dann zum 

nlaß, um in ganz ungehöriger Weiſe gegen das baltiſche Deutſchtum 
und die „Hitlerbanditen“ zu hetzen. In ſeinem Eifer geht es dabei Jo 
weit, zu fordern, daß den baltiſchen Deutſchen, die ſich zum National- 
ſozialismus bekennen, die lettiſche Staatsangehörigkeit aberkannt wird. 
Wörtlich heißt es da (Nr. 211 vom 20. September 1933): „Die Deut- 
schen, die ſich in die Reihen der nationalſozialiſtiſchen Kämpfer hinein. 
gezwängt haben, können keine lettiſchen Staalsbürger ſein. Sie ſelbſt 
haben fir außerhalb der lettiſchen Staatsangehörigkeit geſtellt.“ Man 
ſieht: Dr. Engelbert Dollfuß hat in Riga gelehrige Schüler! ae 

Auch die „Soyialdemokrats“ ſucht nach neuem „Material“, 
um gegen die Deutſchen zu hetzen. In einer der letzten Nummern giaubf 
ſie ſoſches in der Perſon eines gemiffen Karl Beſchmitt gefunden u 
haben, der, „obwohl mit krimineller Vergangenheit“, wie ſie Jagt, „von 
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der deutſchen Geſandtſchaft in Niga lediglich zu dem Zwecke angeſtellt 
worden iſt, um die reichsdeutſchen Emigranten zu beſpitzeln (). Weiter- 
79 wärmt dieſes Blatt das alte Märchen auf, daß der „Perkon⸗ 
ruſts“, d. h. die Organiſation der lettiſchen Faſchiſten, von einer Reihe 
„reichsdeutſcher Hitleriſten“ bezahlt wird. „Sie nehmen“, ſchreibt der 
„Sofialdemokrats“, nach dem Muſter der deutſchen Hitlerleute alle di- 
nie auf, die aus andern Organifationen als ſchädliche und untaug- 
iche Subjekte ausgeſchloſſen worden find. Aus eben ſolchen Leuten 
organiſiert auch Hitler ſeine SA, die noch jetzt in Deutſchland die Ar- 
beiter mordet und bedrückt (.“ 

Wie der „Perkonkrufts“ in Wirklichkeit dem baltiſchen 
Deutſchtum gegenüber eingeſtellt iſt, beweiſt folgendes Ereignis: Der 
Führer diefer lettiſchen §aſchiſten, G. Felmin, hielt in einer öffent- 
lichen Volksverfammlung eine groß angelegte programmatische Rede 
über die Ziele des lettiſchen Sajchismus, in der er den „Per kon⸗ 
kruſts“ als ein rein lettiſches Produkt bezeichnet, 
wenn auch ſeine Ideologie ſich an den Faſchismus 
und den deutſchen Nationalfozialismus aunlehne. 
Der oberſte Leitsatz der Partei ſei: Lettland den Letten! 
Wenn der „Perkonkruſts“ an die Macht komme, werde es keine 
Minderheiten in Lettland mehr geben ch. Man werde 
lie nicht gerade totſchlagen, aber man werde ſie innerhalb dreier Mo- 
nate durch wirtſchaftlichen Boykott, dem man durch geſetzgeberiſche 
Maßnahmen noch etwas nachhelfen werde, vernichten. () Die fremde 
Bevölkerung Lettlands zerfalle in zwei Kategorien: einmal in die 
Litauer und Sſten, die aber als Nachbarvölker, nicht als Min- 
derheiten suneleben werden könnten und die ſich mit den Lettländern in 
einer ſicher kommenden Stunde der Gefahr zu einem Voll vereinigen 
würden, und ferner die Juden, Veutſchen und übrigen 
Fremdvölker. Dieſe drei letzteren Kategorien müßten verſchwinden. 
Die deutſche Minderheit folle ſich nur keinerlei Illuſionen hinſichtlich 
der Möglichkeit eines Zuſammengehens mit dem „Perkonkruſts“ 
machen. Eine ſolche Zufammenarbeit käme niemals in Frage. 

Man ſieht alfo: Der lettiſche Faſchismus, dem von der anderen Seite 
unterstellt wird, daß er von Berlin bezahlt wird, beantwortet dieſe 
Behauptungen mit Haßgeſängen zwar nicht gegen den „Hitlerismus“ an 
lich, ſondern gegen die baltiſchen Hitleriſten, die ſeiner Aleinung nach 
in Lettland „nichts zu juchen haben“ und ausgerottet werden müßten. 
Das baltiſche Beutſchtum befindet ſich Jomit in einer Abwehrſtellung 
gegen mehrere Stonten zugleich. Es ſieht aber jo aus, als ob die eme 
Front, die der lettiſchen Sozialdemokratie, vor ihrem völligen Zu- 
ſammenbruch ſteht. Die Spaltung der lettiſchen Joztaı= 
demokratiſchen Partei wird, wie die „Pedeſa Bridi“ 
Ichreibt, noch in dieſem Herbſt Tatfache werden. Der rechte Flügel 
läßt, wie es heißt, vom 1. Oktober an eine eigene neue Seitung 
„Darba aviſe“ erſcheinen. Er verfügt zur Seit über mehr Sitze im 
Landtag als der linke, diejer jedoch über mehr Anhänger unter der 
Maſſe als er. Vermutlich wird der linke Flügel noch längere Seit, 
wenn auch nur notdürftig, ſich über Waſſer zu halten vermögen, 
während der rechte, aller Wahrſcheinlichkeit nach, früher oder ſpäter ins 
bürgerliche Lager abſchwimmen wird. Die Sozialdemokraten ſind, Jo 
ſchreibt die „Jounais Celſch“, „die Totengräber der Demokratie“. 
„Die Sozialdemokraten hängen ſtur an alten Formen, an den beſtehen⸗ 
den Verhältniſſen mit all ihren negativen Eigenſchaften. Einen jeden, 
der eine poſitive Anderung im demokratifchen Sinne für das Staats- 
leben fordert, bezeichnen die Sozialdemokraten als Knecht Deutſch⸗ 
lands, als Hitlermann.“ Ganz unſere Anſicht. 

öntereſſant iſt die Stellungnahme der „Jaunais Celſch“ zur Frage 
der Minderheiten. Es heißt da u. a.: „Jeder uichtkorrumpierte und 
unkäufliche Lette ſieht mit Beſorgnis die großen Haufen der 
Juden, die ſich von allen Seiten in unſer kleines Land hereindrängen. 
Nicht umfonft bezeichnen die Juden Lettland als ihr zweites 


Paläſtin a. In Deutſchland iſt der Judenexpanſion und 
Korruption ein für allemal ein Riegel vorgeſchoben. Die Juden müſſen 
ins Ausland, um ihre ungeſetzmäßigen Gejchäfte in ihrer grenzenlojen 
Unverſchämtheit machen zu können. Tagtäglich leſen wir in den Sei- 
tungen, daß man überall mit den politiſchen Emigranten unzufrieden iſt. 
Auch in unſer Land kommen dieſe Paraſiten. Nach außen hin Jagen 
fie natürlich, man beſuche unſere Kurorte. Der jüdische Abgeoronete 
Dubin, der Jich mächtiger als der önnenminiſter fühlt, hat aue Hände 
voll zu tun, um ihnen die lettiſche Staatsangehörigkeit zu erwirken. lit 
ihrer Unmoralität und Unverſchämtheit find die Juden als die 
größten Parafiten des Staates anzuſehen“. Nach einem Seilen 
hiebe auf die Deutjchen, die „ſich in ihrer Einbildung als die einzigen 
Kulturträger im Lande anſehen“ (ift das nicht etwa ſiebenhundert Jahre 
hindurch Jo geweſen ?), zieht die „Jaunais Celſch“ daun auch über die 
Polen her: „Desgleichen“ jo ſchreibt fie, „können wir die polniſchen 
Führer nicht als loyale Bürger des Staates anſehen, auch die katholi- 
ſchen Geiſtlichen find in gewiſſer Weiſe ſtaatsgefährlich“. (Semeint ſind 
die Poloniſierungsbeſtrebungen der Katholiken in Ceitgallen). 

Ahnlich drückt ſich das Blatt der eigentlichen lektiſchen National- 
Jozialilten, der Schtelmacherleute, die „Silais Erglis“ aus. 
Sei will die Judenfrage als Seſamtproblem aller ariſchen Volker auß⸗ 
gefaßt wilfen und ſchreibt u. a.: „Im Weltkrieg Jtellten lich viele 
Letten aus reinem Inſtinkt auf die Seite der Entente, andere wieder 
auf die Seite der Mittelmächte. Das lettiſche Volk wird niemals die 
Leiden und Erniedrigungen vergeſſen können, die ihnen die hundert⸗ 
jährige Sklaverei der deutſchen Barone auferlegt hat. (2) Darf aber 
die jetzige deutſche Jugend, die ſich mit den neuen Lebensbedingungen 
zufriedengegeben (2) und die Souveränität des lectiſchen Volkes im 
Lande anerkannt hat, für die vielfach problematiſchen Taten ihrer 
Vorfahren verantwortlich gemacht werden? Wären das dann nicht die 
alten Vorwürfe und die Neſte, Jagen wir, einer Blutrache? Dasſelbe 
wäre auch von dem Verhalten zu unſerem großen Nachbarvolke, den 
Deutſchen, zu jagen. Als Doutſchland noch ein Brutneſt des Sozia⸗ 
lismus war, da war das lettiſche Bürgertum gegen das Reich feindlich 
eingestellt, obwohl unſere Sozis und Juden eine deutſche Orientierung 
jelbſt während des Krieges beſaßen. Jetzt aber, wo der Marxismus 
und das Judentum in Deuiſchland ausgefpielt haben, hetzen unsere 
Sozialdemokraten und Juden das lettiſche Volk gegen das deutjihe, 
während umgekehrt das lettiſche Bürgertum ungeachtet des früheren 
verständlichen Saljes gegen alles Deutjche jetzt immer mehr Sympaibien 
gerade für das nationalfozialiſtiſche Deutſchland empfindet. Diele 
Sympathie kann der objektive Hiſtorlker nicht anders charakteriſieren, 
als daß er den Nationalfozialismus als den Netter 
der Aenſchheit, beſonders Europas von den Wür⸗ 
gern des Marxismus und Morduchaismus be- 
zeichnet. War es nicht übereilt“, ſo fragt dann das Blatt der 
lettiſchen Nationalſozialiſten, „Herriot jo warm zu begrüßen, der doch 
noch einige Cage zuvor den größten Feind der ordentlichen Menſchheit, 
den Kommunismus, in Rußland gepriefen hat? Man ſollte doch die 
Kritik nicht verlieren! Das natlſonalſozialiſtiſche Deutſchland will mit 
Lettland in einem freundſchaftlichen Verhältnis leben und hat nicht 
die geringſte Mißachtung gegen uns gezeigt, trotz des jüdiſchen 
Boukotts. All dieſes beweiſt nur, daß wir endlich einmal zu einer 
ſachlichen politiſchen Orientierung gelangen müffen, die unſerem Staats- 
wohl dienlich ist.“ 

Neuerdings Jpricht ſich auch der Bauernbund immer mehr für 
„gute Beziehungen zu Deutſchland aus, zumal fie doch auch ſchon früher 
beſtanden hätten“. — Aus dem bisher Gefagten erſieht man einerſeits 
den giftigen Haß aller chauviniſtiſch und links eingeſtellten lettischen 
Kreiſe gegen alles Deutſche und andererſeits das weitere Einſchwenden 
einſichtiger Letten, die eine ſachliche Zufammenarbeit mit Deutjchland 
befürworten. H. L-L. 


Gſtland⸗Woche. 


Sufammenjchluß der Sudetendeutjchen. 


In Reichenberg (Böhmen) fand kürzlich eine Beratung von 
bedollmächtigten Vertretern aller deutſchen 
nichtmarxiſtiſchen Parteien ftatt, in der das Grundgeſetz 
des bereits am 19. März ins Leben gerufenen HFudetendeutſchen 
Volksrates einſtimmig genehmigt wurde. Der Hauptteil der Aus⸗ 
ſprache drehte ſich um die Juſammenſetzung des Hauptausſchuſſes des 
Bolksrates, um die Eingliederung der parlamentariſchen Gemeinſchaft 
und des deutſchpolitiſchen Arbeitsamtes und um die Gliederung dieſer 
neuen Volksorganiſation in Orts-, Bezirks- und Gauräte. Als be⸗ 
merkenswert muß die erfreuliche Catſache bezeichnet werden, daß alle 
Fragen einer einmütigen Löſung zugeführt werden konnten. Auf Grund 
des einstimmig beſchloſſenen Grundgeſetzes werden nunmehr die poli⸗ 
tiſchen Parteien ſowie auch die in allen Teilen des ſudetendeutſchen 
Sprachgebietes bereits beſtehenden Volksratsorganiſationen ihre Ver⸗ 
treter für den Hauptausschuß namhaft machen, worauf am 15. Oktober 
mit der Wahl eines Vollzugsausſchulſes die Konſtituierung des 
Sudetendeutſchen Volksrates vollzogen wird. Dieſer Beſchluß wird 
in allen nationalen ſudetendeutſchen Kreiſen größte Genugtuung aus⸗ 
löfen, bedeutet er doch nichts weniger, als daß endlich der lang⸗ 
erfſehnte Sudetendeutſche Volksrat, der allein dem 
fudetendeutſchen Volle in Jeiner nationalen, wirtſchaftlichen und kultu- 
rellen Not Erleichterung zu bringen vermag, im Begriffe iſt, Catſache 

werden. Daß die deutſchen Sozialdemokraten außerhalb 
75 judotendeutſchen Volksrates ſtehen werden, iſt keine Überraschung, 


da ſich die Führung der „deutſchen“ Marxisten durch ihre volks⸗ 
fremde Politik, die einzig und allein von einem blindwütigen 
Haß gegen das nationale Deutſchland und alles, was mit dem heutigen 
Deutfthland Jumpathiſiert, geleitet ift, ſchon längſt außerhalb der 
ſudetendeutſchen Volksgemeinſchaft geſtellt hat. 


Polnische Polizeiknüppel gegen deulſches Begräbnis. 


Die Belegung des am 17. September durch polniſche Techniker 
ermordeten deutſchen Volksbundjungen Konrad Dylong in Ratto- 
witz gestaltete ich zu einer impoſanten Kundgebung des Deutſchtums 
aus dem geſamten Induftrierevier. Die Volksbundjungen aus Oft- 
oberſchleſien hatten es ſich nicht nehmen laſſen, zu CTauſenden anzu⸗ 
treten, um ihrem ermordeten Kameraden die letzte Ehre zu erweiſen. 
Auch aus Beuthen und Hindenburg waren Abordnungen der deutſchen 
Jugendorganiſationen erſchienen. Das Begräbnis, das auf Anordnung 
der Polizei um 8 Uhr morgens ſtattfinden Jollte, wurde im letzten 
Aoment bereits auf 7 Uhr vorverlegt. Der polniſche Pfarrer von 
Friedenshütte hatte ſich geweigert, die Glocken läuten zu lalfen, ebenfo 
durfte dem Leichenzug nicht das Kreuz vorangefragen werden (I). 
Vierzig ſchwer bewaffnete Poliziſten begleiteten den Trauerzug, 
in dem Taufende junger Menſchen ſchritten. Als die Beiſetzung erfolgt 
war, marſchierte die Volksbundjugend vor dem Kirchhof geſchloſſen auf, 
um auf die Kameraden zu warten, die erſt um 8 Uhr eintrafen, da fie 
von der Vorverlegung der Beiſetzung nicht rechtzeitig hatten verſtäu⸗ 
digt werden können. Es war beabfichtigt, die Cotenfeier zu wieder⸗ 
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bolen. Die Polizei, die unterdeſſen Verſtärkung erhalten hatte, 

ing gegen die Bolksbundjungen mit dem Gummi- 

nüppel los, um ſie auseinanderzutreiben. Die 
Jungen ſtanden jedoch wie eine Mauer und ließen ſich nicht ausein- 
andertreiben. Es gab Augenblicke höchſter Spannung, ein einziger 
Funke hätte genügt, um eine regelrechte Schlacht zu entfeſſeln. Als 
der Polizeikommandant ſich davon überzeugte, daß mit der blanken 
Waffe gegen die ſtändig anwachſende Menge der Begräbnisteilnehmer 
nichts auszurichten ſei, geſtattete er den einzelnen Abordnungen, die 
mitgebrachten Kränze auf dem Sriedhof niederzulegen. Ein großer Teil 
der Menge Lrängte nach, jo daß der Kirchhof ſchwarz von Menſchen 
wer. Die Mutter des ermordeken Dylong hatte inzwiſchen den Sarg 
nochmals öffnen laſſen. Die Polizei ſchritt jedoch brutal ein, nagelte 
den Sarg zu und ließ ihn in das Grab hinab. Nur der bewunderns- 
werken Diſziplin der Deutſchen iſt es zuzuschreiben, daß ein Jchweres 
Blutbad verhindert wurde. Die Ermordung des Volksbundjungen 
Dulong beleuchtet wieder einmal in kraſſeſter Weiſe die unhaltbaren 
Suftände in Oſtoberſchleſien. 


Denkmal für Hraving. 


Anläßlich des einjährigen Todestages des früheren Danziger 
Völkerbundkommiſſars Graf SHravina, der ſich in Donzig all- 
gemeiner Achtung erfreute, fand am 18. September auf dem Friedhof 
St. Albrecht bei Danzig, wo Graf Gravina vorübergehend beigeſetzt 
worden war, die Weihe eines dom Senat errichteten Gedenkſteines 
ftatt. An der Seier nahmen u. a. teil: Senatspräſideut Dr. Raufıhning 
mit zahlreichen Vertretern des Senats und den Spitzen der Dauziger 
Behörden, der gegenwärtige Völkerbundskommijlar. Rofting, ein Ver- 
treter des deutſchen Generalkonſuls und der diplomatische Vertreter 
der Republik Polen, Dr. Papée. Dr. Nauſchning hielt die Gedenk- 
rede: Graf Gravina ſei ein Diplomat großen Formats geweſen und 
habe über einen hervorragenden Geijt verfügt, der ihn in den Stand 
letzte, die Danziger Probleme nicht nur als Einzelfragen, Jondern auch 
in ihrem großen Zufammenhang zu erfaſſen. Danzig werde dem Grafen 
Gravina treue Erinnerung bewahren. 


Anderung des Kattowitzer Stadtwappens. 


Entgegen den Stimmen der deulſchen Fraktion wurde beſchloſſen, 
das Kattowitzer Stadtwappen umzuändern. Und zwar ſollen 
die Ziffern des Gründungsjahres 1863 aus dem Wappen eutfernt 
werden und an ihre Sielle ein Cäfelchen mit den polniſchen 
Nationalfarben treten. 


Polniſche „Schulkameraden“. 


In Friedenshüite (Oſtoberſchleſien) wurde der Schüler der 6. Klaſſe 
der Winderheitsſchule, Joſef Roskofek, während einer Pauſe 
von wei polniſchen Schülern überfallen und durch 
Meſlerſtiche am rechten Arm verletzt. Einem anderen 
deutſchen Schüler wurde von polnischen „Schul⸗ 
kameraden“ ein Auge ausgeworfen. Eine deutſche 
Lehrerin wurde von einem polnischen Schüler mehrere Treppen 
hinuntergeſtoßen. Beſchimpfungen der deutſchen Schüler ſowie 
der deutſchen Lehrerſchaft find an der Tagesordnung. 


Ein Lehrer für 142 Schüler. 


Für die Schulnot des Deutſchtums in Oſtoberſchleſien bilden die 
Verhältniſſe in Sichen au ein Beilpiel, wie es für zahlreiche Ge⸗ 
meinden mit überwiegend deuiſcher Bevölkerung tupiſch it. Durch die 
zahlreichen Ummeldungen aus der polnischen Schule iſt die Schüler- 
zahl der deutſchen Minderheitsſchule in Sichenau 
auf 142 angewachſen. Für dieſe große Kinderzahl gibt es nur 
einen Lehrer und zwei Klaſſenzimmer. Auf verſchiedene Be- 
ſchwerden der deutſchen Erziehungsberechtigten wurde ſchließlich eine 
zweite Lehrkraft eingeftellt. Dieſe Lehrerin hat ſich aber bereits 
am erſten Tage des Unterrichts krank gemeldet, weil ſie der deut⸗ 
ſchen Sprache nicht mächtig iſt, und die Kinder polnisch nicht 
verſtehen. 


Bielitzer Mädchengumnaſium unter polnischer Leitung. 


Die deutſche Mädchenſchule in Bielitz, die noch im 
letzten Schuljahr von Direktor Otto Schoppa geleitet wurde, ſtand zu 
Beginn des neuen Schuljahres, nach der Penfionierung dieſes Leiters, 
unter einer proviſoriſchen Direktion. Dieſer Cage wurde durch die 
Schulabteilung der Wojewodſchaft die freie Schulleiterſtelle mit einem 
Oberlehrer Heczko aus Golleſchau, einem Bruder des polniſchen 
Direktors des Staatsgumnaſjums mit deutſcher Unterrichtsſprache in 
Bielitz, beſetzt. So iſt jetzt alſo auch das zweite deutſche Symnafium in 
Bielitz unter polniſcher Leitung. Der Bielitzer Gemeinderat und die 
Elternschaft haben in diefer Sache bei der Wojewodſchaft interveniert. 


Seelenkauf. 


Ein Lokomotivführer der Falvahütte aus Schwientochlowitz, der in 
Turnusurlaub war, Jollte wieder eingeſtellt werden. Er hatte auch auf 
dem Meldebüro der Falvahütte und beim Arbeitsnachweis alle er- 
forderlichen Bescheinigungen erhalten, als ihm ein polniſches Betriebs- 
ratsmitglied, Brzojomjki, erklärte: „Ich glaube, du wirſt nicht 
mehr eingestellt werden. Der Arbeits nachweis 
macht Schwierigkeiten, weil du die Kinder in die 
Minderheltsſchule ſch ich ſt.“ Bizofomfki riet dein Deutſchen, 
auf einem vorgedruckten Jettel ſeine beiden Kinder in die polniſche 
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Schule umzumelden, mit dem dann Brzofowfki auf dem Arbeitsnachweis 
die erforderlichen Schritte tun wolle. Um das Brot nicht zu verlieren, 
gab der Lokomotivführer 'die Unterſchrift. Er wurde eingeſtellt — aber 
jeine Kinder werden in der polnischen Schule zu Polen gedrillt. 


Deutſche werden eutlaſſen. 


Die Intereſſengemeſnſchaft (Kattowitzer Aktiengefell- 
ſchaft und Vereinigte Königs-Laurahütte) hatte allen ihren Beamten 
zum 30. Sepetmber d. J. die vorſorgliche Kündigung zuge⸗ 
ſtellt. Nunmehr hat die Grubendirektion der Sizinus- und Richter- 
ſchächte, die zur Intereſſengemeinſchaft gehören, eine Liſte der zur 
Entlaſſung beſtimmten Beamten aufgeſtellt. Danach ſollen 80 Be- 
amte, überwiegend deutfche, z. C. jahrzehntelang beſchäftigt 
Perſonen abgebaut werden. Die Entlaſſung hängt noch von der Se- 
nehmigung des Demobilmachungskommiſſars in Kattowitz ab. Daß 
1 die Entlaſſung der Deutſchen verhindern wird, it. nicht anzu⸗ 
nehmen. ; 


Ein Monat Haft, weil — Kopernikus ein Deutjher war. 


Das Stärgarder Bezirksgericht verhandelte gegen den Chef- 
tedakteur des „Pommereller Cageblattes“, Otto Martin, 
der angeklagt war, in einem Aufſatz über Kopernikus „das Ansehen der 
polniſchen Nation herabgeſetzt“ zu haben und zwar mit der Behaup— 
tung, daßß Polen keine bahnbrechenden Seiſtesgrößen hervorgebracht 
habe und Kopernikus deutſchen Stammes ſei. Das Gericht verzichtete 
bezeichnenderweile auf ein näheres Eingehen auf dieſe Behauptungen 
und verurteilte Martin zu einem Monat Haft. Bewährungsfriſt wurde 
mit der Begründung abgelehnt, daß ähnliche Vorkommmiſſe unter den 
Deutſchen in letzter Zeit häufig ſeien. Gegen das Urteil wurde Be- 
rufung eingelegt. Kennzeichnend für die Voreingenommenheit der 
gerichtlichen Stellen iſt die Wendung in der Auklageſchrift, daß die 
Behauptung über das Volkstum des Kopernikus tupiſch für einen 
Nepräſentanten des heutigen nationalſozialiſtiſchen Deutschlands fei, 
wo ſogar Chriſtus und feine Apostel (mit Ausliahme von Judas) zu 
Deutſchen geſtempelt würden. (N 
Rohe Sriedgolsſchändung. 

In der Nacht zum 25. September wurden auf dem alten Kreuz- 
Kirchhof in Pofen mehr als ſechzig Grabdenkmäler dort bei- 
geſetzter Deutscher umgeworfen und zum Teil zertrümmert. Der 
Polizei iſt es natürlich nicht gelungen, die Täter zu ermitteln. 


„Mein Kampf konfisziert. 

Durch Verfügung des Kattowitzer Amtsgerichts, die ſich auf 
Art. 152 des Strafgeſetzbuchs ſtützt, in welchem don der „Beſchimpfung 
des polnischen Volkes“ die Rede iſt, wurde das Buch Hitlers 
„Mein Kampf“ konfisziert; und zwar wird die Beſchimpfung des 
polniſchen Volkes in folgendem Satze erblickt: „Auch hier (d. h. in 
Deulſchland) glaubte man eine Sermaniſation des polüiſchen Clements 
durch eine rein ſprachliche Eindeutſchung desselben herbeiführen zu 
können. Auch hier wäre das Ergebnis ein unjeliges geworden: Ein 
fremdraffiges Volk, in deutſcher Sprache feine fremden Gedanken aus⸗ 
drückend, die Höhe und Würde unſeres eigenen Volkstums durch 
ſeine eigene Minderwertigkeit kompromittierend.“ (Die Überſetzung 
dieſer Stelle ins Polniſche ijt teilweile ſehr ungenau; bei vorſtehendem 
Satz handelt es ſich um eine Niücküberfezung aus dem Polnischen.) 
Wegen eines Satzes wird in Polen ein Buch verboten, das ſeinen 
Weg um die Welt gemacht hat und deſſen Sdeengehalt maßgeblich das 
europäiſche Heſchehen beeinflußt! Übrigens haben auch die teberhifchen 
Behörden dem Buche Hitlers das Debit entzogen. 


Ein Deutſcher — Bürgermeifier in Neuſtadt (Pommerellen). 


Der deutſche Möbelfabrikant Wilhelm Stark wurde von den 
ſtädtiſchen Körperschaften von Neuſtadt in Pommerellen zum 
Bürgermeiſter gewählt. Der Wojewode in Thorn hatte dem Stadt- 
parlament auheim geſtellt, nach ſeinem Vorſchlag den Bürgermeiſter 
zu wählen. Das Parlament wählte jedoch einen Deutſchen. Ein Be⸗ 
weis dafür, wie deutſch die abgetretenen Gebiete immer noch ſind. 


Reichsdeutſche Jollen polniſche Anleihe zeichnen. 


Innerhalb des Balleſtremkonzerns, der Friedenshütte und Wurek⸗ 
grube, ijt in letzter Zeit eine ſtarke Agitation im Gange, die zum Ziele 
bat, die reichs deutſchen Arbeiter und Angeſtellten dazu zu zwingen, 
bis zu einem Monatsgehalt für die polniſche Snlandsanleihe u 
zeichnen. Den Deutſchen wird deutlich zu verstehen gegeben, daß fie, 
falls ſie ſich der Seichnung entziehen Jollten, unbedingt ihre Stel- 
lungen verlieren würden. Unterstützt wird diefer „moralische“ 
Druck durch die neuen polnischen Generaldirektoreu. 


Swei Wochen Gefängnis. 8 


— 

Der Hauptſchriftleiter des „Memeler Dampfboots‘, Martin 
Kakies, it am 25. September vom Friedensrichter des J. Benrks 
in Kowno in einem von dem ehemaligen Pfarrer Dr. Gaigalat- Memel 
augeſtrengten Strafprozeß zu einer Gefängnisſtrafe von zwei 
Wochen verurteilt worden; er wurde der Beleidigung für ſchuldig 
befunden. Gegen das Urteil iſt Berufung eingelegt worden. Der litaui- 
ſche Pfarrer Gaigalat fühlte ſich durch einen im „Memeler Dampfboot 
vom 23. Oktober 1932 veröffentlichten Artikel „Großlitauiſche Politik 
und Evangeliſche Kirche“ beleidigt, und zwar durch die Behauptung, 
es verſtehe ſich ganz von ſelbſt, daß er, Gaigalat, „mach wie vor gegen 
die Evangeliſche Kirche des Memelgebiets und gegen die Evangeliſchen 
des übrigen Litauens, die ihm nicht folgen, kämpft“. 


Die polniſchen Flieger freigelaſſen. 

Die vom Landrat des Kreiſes Militſch geführte Unterſuchung über 
die kürzlich dort erfolgte Landung eines polniſchen Flugzeuges hal er 
geben, daß der Verdacht der Spionage nicht begründet 
war. Jufolgedeſſen wurden die polniſchen Slieger nur wegen Paß⸗ 
vergebens mit zwei Tagen Haft beſtraft, die durch die Unterſuchungs— 
haft als verbüßt galten. Die Flieger wurden aus der Haft entlaſſen 
und ihre Flugzeuge freigegeben. 


Polenfreundliche Zeitung in Kowno. 


Dem „Kurjer Pozmanfki“ zufolge ift in Kowno eine neue 
litauiſche Zeitung „A. B. S gegründet worden, die für 
eine polniſch⸗litauiſche Berjöhnung eintritt, die, wie 
das neue Blatt erklärt, „von der Mehrzahl der Bevölkerung Litauens 
gewünscht“ werde. Die Wilnafrage könne ſpäter gelöſt werden. 
Das „A. B. C.“ weiſe auch auf die beiden Ländern drohende 
„deutſche Gefahr“ hin. Beſonders eingehend Jetzt das neue 
Blatt, wie der „Kur. Pozn.“ weiter meldet, die wirtſchaftlichen 
Gründe für eine Verſöhnung zwiſchen Litauen und Polen ausein- 
ander; es jagt u. a., das Wilnagebiet, deſſen ſtrategiſche Bedeutung 
für Polen groß ſei, beſitze nur geringen wirtschaftlichen. Wert für 
Polen, da es ein armes Land ſei. Das Wilnagebiet werde einen 
jweiten Hafen, Memel, erhalten, während es jetzt nur Königsberg 
habe. Polen werde durch die Holzflößerei auf der Memel gewinnen, 
und werde feine Induſtrieerzeugniſſe nach Litauen ausführen können. 


Sranzöſiſcher Beſuch in Riga. 


Die lettländiſche Celegraphenagentur berichtet über einen Beſuch 
des franzöſiſchen Publiziſten und Politikers Hen ride Chambon, 
der franföſiſchen Negierungskreiſen naheſtehen ſoll, in Riga. Aus 
Niga begibt ſich Chambon nach Reval. Die Neiſe Chambons wird 
mit dem kürzlich ſtattgehabten Beſuch Herriots in Verbindung 
gebracht, der einer Einladung der lettländifchen Regierung und des 
Auswärtigen Ausſchuſſes der lettländiſchen Kammer nach Riga gefolgt 
war. Chambon bekundete vor Vertretern der lettiſchen Preſſe, daß 
Frankreich das Suſtandekommen eines Baltiſchen Bundes wiſchen 
Lettland, Eſtland und Litauen lebhaft begrüßen würde. Die ſeitens 
Litauens bisher gegen einen ſolchen Bund erhobenen Widerſprüche 
würden durch die zu erwartende Beſſerung der polniſch-litauiſchen Be— 


1% %%% %%% %%% %%% %% ee %%% 


ziehungen gegenſtandslos werden, Stankreich werde ein ſolches Bündnis 
durch Abschluß eines Freundſchafts- und Handelsvertrages unter- 
tützen. Der ehemalige lettiſche Staatspräfident Semgals erklärte 
in einer Unterredung, die er der Rigaſchen Preſſe gewährte, Lettland 
müſſe ſich nunmehr Frankreich und Sowjetrußland nähern und eine 
aktivere Außenpolitik treiben als bisher. Hierzu erklärt der Vor- 
ſitzende des Auswärtigen Ausſchuſſes des lettländiſchen Landtages, 
Selmin, amtlich, daß Lettland an ſeiner bisherigen Politik feft- 
halten würde. 


Parade der polnischen Armee. 


Am 6. Oktober findet in Krakau eine rieſige Militär- 
parade polniſcher Cruppenteile Jtatt, wie fie in dieſem 
Ausmaß bisher in Polen noch nicht ſtattgefunden hat. Die Parade 
wird auf Wunſch von Marſchall Pilſudſki abgehalten, ſie iſt als 
Demonſtration für das Ausland gedacht. An der Parade 
nehmen der polniſche Staatspräſident, die Regierung, des Diploma⸗ 
tiſche Korps und die geſamte Generalität teil. Die polniſche Prejje 
meldet in großer Aufmachung, daß an der Parade auch eine 
Jomjetruffifhe Abordnung unter dem Reiter 
general Budſenny, ſowie eine Abordnung der tür 
kiſchen Kavallerie teilnehmen werden. DBudjenny hat bekannt- 
lich im Jahre 1920 die geſamte polniſche Front bei Kiew aufgerollt 
und war das Schreckgeſpenſt der polniſchen Truppen. Seine Teil- 
nahme an der Parade wäre in der Cat eine Senjation. 


Sieben brandenburgiſche Kreiſe arbeitsloſenfrei. 


Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit in der Mark Brandenburg 
hat weitere erfreuliche Fortſchritte gemacht. Am 24. September waren 
bereits ſieben Kreiſe frei von Arbeitsloſen, und zwar: Landsberg 
(Warthe), Arnswalde, Weſtſternberg, Oſtſternberg', 
Süllichau-Schwiebus, Rottbus-Land und Prenzlau. 


Oberſchleſien: 3826 Arbeitfuchende weniger. 


In der erſten Seplemberhälfte iſt in der Provinz 
Oberſchleſien die Sahl der Arbeitſuchenden wiederum um 
3826 zurückgegangen, während in der gleichen Seit des Vorjahres 
bereits wieder ein Sugang um 122, Perſonen zu verzeichnen war.“ 
Gegenüber der winterlichen Höchſtbelaſtung hat ſich die Zahl der Ar- 
beitsloſen um 51 000 oder 37 Prozent verringert. 


Die Wenden — ein Teil des deutſchen Volkes. 


Am 20. September fand im Sitzungsſaal der Amtshauptmann- 
ſchaft Bautzen, der die Bearbeitung der Wenden Angelegenheiten im 
Gebiet der früheren Kreishauptmannſchaft Bautzen übertragen iſt, aus 
Anlaß verschiedener Vorkommniſſe der letzten Zeit zwiſchen der Amls⸗ 
hauptmannſchaft und einer Reihe von maßgebenden Vertretern der 
Wenden eine Aussprache über die Stellung der Regierung 
zuden Wenden ftett, in deren Verlauf Amtshauptmann Dr. Sie - 
vert - Bautzen im Namen der ſächſiſchen Regierung eine Erklärung 
abgab, in der er u. a. ausführte: 

„Von alters her haben die Wenden Freud und Leid mit ihrem deut- 
ſchen Vaterlande geteilt. In guten wie in ſchlechten Seiten haben lie 
ihre ſtaatsbürgerlichen Pflichten treu erfüllt und dafür auch die gleichen 
Rechte erhalten wie jeder andere Deutſche. Nie gab es in 
Deutſchland eine wendiſche Frage bis zu jenen tief be⸗ 
dauerlichen Ereigniſſen unmittelbar nach dem unglücklichen Ausgang des 
Krieges, als einzelne Wenden, die fich als Führer der wendiſchen Be- 
völkerung aufſpielen zu können glaubten, die damalige innen- und 
außen politiſche Ohnmacht Oeutſchlands mißbrauchten und mit aus- 
ländiſcher Hilfe die Losreißung der Laufitz von 
Deutſchland betrieben. Gerechte Skrafe hat ſeinerzeit den 
Haupträdelsführer getroffen nicht nur vor Gericht, ſondern auch von 
feinen eigenen Stammesbrüdern, 
geſehen — Jeine landesverräteriſchen Beſtrebungen aufs Ichärfſte ver- 
urteilten und ſich ſchließlich völlig von ihm losſagten. Daß gegen dieſe 
Bestrebungen, die nur auf dem Nährboden eines kranken und ohn⸗ 
mächtigen Deutſchlands der Nachkriegszeit Wurzel faſſen konnte, im 
nationaljozialiſtiſchen Deutſchland mit der gleichen Schärfe wie gegen 
alle andern landesverräteriſchen Beſtrebungen vorgegangen wird, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Das möge ſich der kleine Kreis von Perſonen, die 
es angeht und die der Regierung wohlbekaunt Jind, gejagt ſein laſſen. 
Ungerecht aber wäre es, das wendiſche Volk in ſeiner Seſamtheit unter 
dem unverantwortlichen Verhalten einzelner leiden ju laſſen und die 
ungezählten Beweiſe ſeiner Treue und Anhänglichkeit zum deutſchen 
Vaterlande zu vergeſſen. Darum ſei hier klar und deutlich aus- 
geſprochen, daß — entgegen den zahlreichen Behauptungen der aus- 
ländiſchen Preſſe — das im Laufe der letzten Monate nötig geweſene 
Vorgehen gegen dieſe einzelnen nichts mit der Einstellung der Negie⸗ 
rung zur wendischen Bevölkerung in ihrer Geſamtheit zu tun hat oder 
haben wird, daß vielmehr genau fo wie bisher auch in Zukunft jeder 
Wende auf allen Gebieten des politiſchen und kulturellen Lebens die 
gleichen Nechte wie jeder andere deutſche Staatsbürger genießen Joll. 
Insbeſondere Joll auch künftighin den Wenden die Erhaltung und die 
Pflege ihrer volkstümlichen Eigenarten, Sitten, Trachten und Ge- 
bräuche unbenommen bleiben. In der Beſchulung der Wendenkinder ſoll 
keine Anderung eintreten. Niemand wird die Wenden in der Pflege 
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und am Gebrauch der wendiſchen Sprache im täglichen Leben und bei 
kulturellen Verunjtaltungen hindern, noch in der Pflege der wendiſchen 
Literatur und der Herausgabe von wendischen Zeitungen und wendi- 
Ken Büchern, ſoweit die allgemein geltenden Vorſchriften beachtet 
werden. 

Hierauf erklärte Justizrat Dr. Herrmann (Bautzen) im Nanen 
der anmwejenden Vertreter der Wenden und des wendiſch-ſtämmigen 
Teiles der Bevölkerung der Lauſitz folgendes: 

„Im Namen der wendiſchen Bevölkerung, die hier durch uns ver- 
treten iſt, geben wir die Zujicherung ab, daß, ebenſo wie unſer wen- 
diſches Volkstum ſtets nur ein Teil des großen 
deutſchen Staates geweſen ijt, wir auch in Zukunft über der 
Pflege unſeres Volkstums nie vergeſſen werden, daß wir mit dem 
deutſchen Volk für alle Seiten zu einer unlösbaren Einheit verbunden 
find. Wir lehnen daher aufs ſchärfſte die landesverräteriſchen Be⸗ 
jtrebungen einzelner ab, mit denen die wendiſche Bevölkerung als Jolche 
nie etwas zu tun gehabt hat, und verwahren uns ebenſo energiſch gegen 
das Verhalten einzelner ausländischer Organisationen, die ſich zwar 
unjere Freunde nennen, in Wirklichkeit aber durch ihre deutjihjeind- 
lichen Proklamationen und Sumpathiekundgebungen für die wendiſche 
Lauſitz nichts wie Mißtrauen zwiſchen uns und unjern deutſchen Brüdern 
Jäen und uns hierdurch unendlich ſchaden. Wir wollen mit dieſen Be⸗ 
jtrebungen dieſer angeblichen Freunde nicht nur äußerlich, ſondern euch 
innerlich nichts zu tun haben.“ 


Nach der „Kurjer Warjjamjki“ hat der Abademiſche Ver- 
ein der Freunde der Lauſitz in Warſeh au am 20. Sep- 
tember an den Völkerbund eine Denkjchrijt gerichtet, die die 
Lage der Wenden unter der Hitlerregierung beleuchtet. Die Denkeſchrift 
fordert die Anerkennung der Wenden als nationale 
Ainderheit. Ferner werden Schulen mit wendiſcher Unterrichts 
sprache (die von den Wenden ſelbſt ja entſchieden abgelehnt werden!) 
gefordert. Die deutſche Regierung müſſe den Wenden freie Kultur- 
entwicklung ermöglichen. (Niemals und nirgends hat man den Wenden 
deutſcherſelts in ihrer kulturellen Betätigung Schwierigkeiten gemacht.) 
Der Denlſchrift iſt eine der deutſchen Regierung 1931 eingereichte 
Oenkſchrift des wendiſchen Nationalrats in Bautzen über „die ſchwere 
Lage der Wenden“ beigefügt, außerdem noch andere Dokumente „über 
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die letzten Sreigniſſe in Deutschland. 


(Über die große Kundgebung des Bundes Deutſcher 
Oſten in Kottbus am 23. und 24. September, auf der unſere 
wendiſchen Bolksgenoffen ein neues Bekenntnis zum Deutſchtum abe 
Be a wir in der nächſten Nummer des „Oftland“ eingehend 
berichten. ö 


428 


Antiſemitismus in Polen. 


Mit beſonderem Nachdruck wird von den polnischen Nationaldemo- 
kraten, ſeitdem ſie geiſtige Rückendeckung an Deutschland gefunden 
haben, der Kampf gegen die Juden geführt. Mit voller Offenheit wird 
die zunehmende Verjudung des polniſchen Wirtſchafts⸗ und Geiſtes⸗ 
lebens, insbeſondere die raſch fortſchreitende überfremdung der freien 
Berufe durch die Juden gegeißelt. (In Warſchau 3. B. gibt es etwa 
600 jüdiſche Arzte) In einer Polemik mit dem jüdiſchen „Naſz 
Przeglond“ ſchrieb die „Sazeta Warfzawſka“ kürzlich u. a.: 
„Die jüdiſche Frage ift für uns keine Nebenfache, 
Jondern eines der politiſchen Grundprobleme des 
polniſchen nationalen Programms. Irgendwelche Un- 
klarheiten in diefer Frage ſind bei uns nicht möglich. Wer nicht das 
nationaldemokratiſche Programm gegenüber den Juden in ſeiner ganzen 
Tragweite annimmt, wer daraus nicht die notwendigen Folgerungen 
zieht, der kann ſich nur außerhalb des nationalen Lagers befinden. 
Wir weiſen auf den von Jahr zu Jahr zunehmenden Andrang der pol- 
niſchen Jugend zum nationalen Lager hin, die entſchloſſen iſt, dazu 
beizutragen, daß dieſes Programm hinſichtlich der Judenfrage folge⸗ 
richtig und ohne Schwanken durchgeführt wird.“ In dem gleichen 
Blatt führt der nationaldemokratiſche Sejmabgeordnete Prof. 
Rubarfki aus, daß die Stellung ſeiner Partei zum Judentum nicht 
durch irgendwelche Strömungen im Auslande bejtimmt werde, die juden- 
feindliche Haltung der Partei ergebe ſich aus den Catſachen ſelbſt: 
Die polniſchen Städte Jeien zum großen Ceil zu jüdiſchen Städten ge- 
worden; das Anwachſen des Judentums in Polen jei mit dem wirt- 
schaftlichen Verfall des Landes Hand in Hand gegangen; das Vor⸗ 
dringen des Judentums im Handel bedeute ſe die Abtrennung Polens 
vom Meer. (? 2 

Sehr erboſt war der „Kurjer Poznanſki“ über 300 Juden aus 
Berlin, die am 10. September in Poſen eintrafen. Es handelte 
lich um eine vom ſog. „Verband der Poſener Heimatvereine“ in Berlin 
veranſtaltete Geſellfchaftsreiſe. Der Verband iſt eine Organiſation 
der nach dem Umſturz aus dem Pofenjchen von den ebenſo deutſch⸗ 
wie judenfeindlichen Polen vertriebenen Juden. Der „Kurſer“ 
fürchtete das Schlimmſte. Es bleibe, ſo klagte er, jetzt ſchon nicht 
mehr bei der Cinzeleinwanderung von Juden aus Deutſchland. Jetzt 
kämen ſie gleich in hellen Haufen über die Grenze. Dei dieſen Drei- 
hundert ſei es noch ungewiß, ob ſie nur für vorübergehend oder für 
ſtändig nach Poſen gekommen ſeien. Nach der Menge des Gepäcks 
zu urteilen, ſei zu befürchten, daß es ſich um einen ſtändigen Aufenthalt 
handele. „Es war“, ſo ſpottete dann das nationaldemokratiſche Blatt, 
„ein ungewöhnlicher Anblick, als auf dem Poſener Bahnhof eine Schar 
„heimattreuer Poſener“ eintraf, die ſich zärtlich, und zwar in deutjcher 
Sprache, mit der ihre Ankunft erwartenden Schar Poſener Juden 
begrüßte, die die zärtlichen Umarmungen und Begrüßungen mit nicht 
weniger zärtlichen Umarmungen erwiderte.“ 

* 


Vor einem halben Jahr begann der jüdiſche Boykott deutſcher 
Waren. Starken Anteil nahmen an der Propagierung des Boukotts 
die polniſchen Juden, das zentrale Kräftereſervoir des Weltjudentums. 
Die jüdiſche Propaganda kam den Wünſchen chauviniſtiſcher polniſcher 


Kreiſe entgegen, die hier eine neue Gelegenheit sahen, den deutſchen 
Wirtſchaftseinfluß in ihrem Lande zu ſchwäthen. Die polniſche Nechts⸗ 
preſſe beſchäftigt ich aus Anlaß des Halbjahres-Jubiläums des 
jüdiſchen Bopbottfeldzuges eingehend mit deſlen praktiſchen Folgen. 
Sie ſieht ſich — mit einem naſſen und einem trockenen Auge — zu 
der Seitjtellung genötigt, daß die ganze Judenmache im weſentlichen 
ein Schlag ins Waller gewefen iſt, denn meiſt haben ſich gerade die 
Leute, die am übelſten gegen das neue Deutſchland hetzten und am 
mutigſten mit der Süllfeder gegen Hitler jonglierten, am wenigſten an 
ihre eigenen Parolen gehalten. Gefchäft iſt Geschäft! Das national= 
demokratiſche „ABC“ ſchreibt zu dieſer Angelegenheit u. a., 


„on dieſen Tagen iſt genau ein halbes Jahr ſeit dem Ausbruch des 
jüdiſch⸗deutſchen Krieges verfloſſen. Im März dieſes Jahres haben 
die Juden aller Länder beſchloſſen, den Boykott deutſcher Waren 
zu proklamieren. Die ganze Welt wunderte ſich über das leichtſinnige 
Nifiko Hitlers. Wie? Oer Chef eines der induſtriellſten Länder ent⸗ 
ſchließt ſich, den Fehdehandſehuh denjenigen Apen hen welche die 
Hauptfäden des internationalen Handels in ihren Händen halten? 
Genügt es doch, daß die jüdiſchen Firmen der ganzen Welt die deutſchen 
Waren boykottieren —, und der deutſche Export wird derart kataſtro- 
phal zufammenſchrumpfen, daß Hitler genötigt ſein wird, nach ... 
Canoſſa zu gehen. 

Und dennoch zeigte es ſich, daß Hitler kein Waghals war. Heute, 
angeſichts der halbjährigen Bilanz, kann man feſtſtellen, daß es einen 
Boykott nicht gegeben hat und nicht gibt, daß der Boykott über- 
haupt nicht begonnen hat. Zu diejfer Überzeugung gelangt kein anderer, 
als der führende Publizist der hitlerfeindlichen jüdiſchen Emigration, 
Leopold Schwarzſchild. In der von ihm herausgegebenen Wochen- 
ſchrift weiſt Schwarzschild auf Grund von Sahlen nach, daß der 
Boykott „keine Ergebniſſe gebracht hat“. Mehr noch! In zwei euro- 
päiſchen Ländern, welche an der Spitze der Abnehmerliſte der 
deutſchen Waren ſtehen und in welchen die jüdiſchen Einflüſſe, ſowie 
die Boykottagitation am ſtärkſten waren, hat ſich der Import deutſcher 
Waren nach der Verkündung des Boykotts nicht nur nicht ver⸗ 
mindert, ſondern er iſt ſogar ziemlich beträchtlich geſtiegen! Die Sta⸗ 
tiſtiken Hollands und Englands weiſen nach, daß im zweiten Quartal 
diejes Jahres der Import deutſcher Waren (welche großenteils 
von jüdiſchen Engrosgeſchäften bezogen wurden) ſowohl in den ab⸗ 
joluten Sahlen als auch prozentual geſtiegen iſt. 

- Eine ſehr ahnliche Erſcheinung können wir in Polen beobachten. 
Der Export Polens nach Heutſchland ift im zweiten Quartal d. F. im 
Vergleich zum erſten Quartal nahezu um drei Millionen Hloty ge— 
Junken, während der Import Deutſchlands nach Polen nur um eine 
Million Zloty zurückgegangen iſt. Nach der Verkündigung des Boy- 
kotts haben die jüdiſchen Engrosgeſchäfte in Polen ihre Einkäufe in 
Deutſchland nicht nur nicht vermindert, ſondern in vielen Sällen ſogar 
gefteigert... Der geräuſchvoll angekündigte Boykott hat ſich als 
leerer Schall erwieſen. Die Catſachen haben noch einmal erwieſen, 
daß für die Mehrheit der Juden der kurze Weg, welcher vom ſchmerz⸗ 
erfüllten Herzen zu der mit Banknoten gefüllten Geldtaſche führt, 
länger iſt, als die ſchwierigſten Maratonläufe.“ 


Von den Polen in Deutſchland. 


Verlorene Jugend. 

Ou, wehleidigen Klagen ſieht ſich die Polenbundpreſſe veranlaßt, 
wenn fie ſich mit der „polnischen“ Jugend in Deutschland befaßt So 
findet ſich in einigen Poienbundblättern vom 9. September eine „War⸗ 
nung an die polniſche Jugend vor dem Eintritt in deutſche Organi- 
jationen“: 

„Unfere Jugend, die polniſchen Eltern, polniſchen Dörfern und dem 
polniſchen Volke entſtammt, begreift noch nicht die Größe der Auf⸗ 
gaben, die hinſichtlich der nationalen Eigenart auf ihr laſten. Sie ſieht 
nicht die verderblichen Einflüffe, durch die fie infolge des Suſammen⸗ 
ſchluſſes mit den Deutschen, den Seinden unferer Gefühle und unſerer 
Nationalität, vernichtet werden kann. Sohn, Tochter, du drängt dich 
in deutſche Organiſationen hinein, du beſuchſt deutſche Verfammlungen 
und pflegſt Umgang mit der deutſchen Jugend. Du willſt die Sympathie 
derer gewinnen, die alle edlen polniſchen Gefühle in dir vernichten und 
aus dir die ſchlimmſte Art des Aenſchen auf Gottes Erdboden, einen 
Nenegaten, machen. .. Du läufft und jagſt deutſchen Vergnügen, 

Sängerſeſten“ und „Canzfeſten“ nach, und, was das Schlimmſte ilt, 
du nimmſt auch an Verſammlungen der deutſchen Vereine teil. Dort 
verſchwendeſt du dein ſchwer verdientes Geld und gibſt bei einem deut 
Ichen Vergnügen an einem Abend deinen ganzen Wochenlohn aus. Oft 
erhältſt du dieſen Lohn von einem polniſchen Landwirt für ehrliche 
Arbeit, und du Undankbarer wirfſt ihn den Deutſchen in die Hände.... 
Wem biſt du ähnlich? — Du bilt dem ... Judas ähnlich. Du lebſt 
von den Früchten der heimiſchen Erde oder von der Güte deiner pol- 
niſchen Eltern. Sür ihre Güte verräfft du fie, denn du trägſt deinen 
Verdienſt zu deuen hin, die in dem Sumpfe des Haſſes gegen alles Pol⸗ 
niſche waten. Du verbindeſt dich mit denen, die, wo ſie nur können, 
die Polen herabſetzen und ihnen die Mittel zum Leben entziehen.. 
Legt den Schleier der Salſchheit von euren Augen ab. Betrübet nicht 
eure Eltern und werfet keine Schatten auf euer Volk. Es wird Seit, 
daß ihr einem Herren würdig dienet. öhr dürft im Namen des Glau- 


bens und des Volkes nicht halbe Menſchen ſein, ſonſt geht ihr zu- 
grunde. Hört auf, eure in der Tiefe des Herzens und der Seele ver- 
borgenen eigenen Gefühle zu belügen. Seid rechte Menſchen, macht 
Schluß mit aller Lüge. ... Viel Worte um eine ſelbſtverſtändliche 
Sache: Die innere Kraft des Deutſchtums ſiegt über die Hohlheit der 
Polenbund-Sdeologen. 


Polnische Provokateure in Sroß-Dammer, 


In dem Dorf Groß- -Dammer, das bekanntlich von einer ſtarken 
polniſchen Minderheit bewohnt wird und in deſſen Kirche man bisher 
kein deutſches Wort und keinen deutſchen Choral hörte, ift kürzlich 
von der Prälatur Schneidemühl 1 worden, daß den dort woh⸗ 
nenden deutſchen Katholiken ihre Rechte in Jeelforgerijcher Beziehung 
gewährleiſtet werden. Danach findet alle 14 Cage der Srüh- 
gottesdienst mit deutſchem Geſang und anſchlie⸗ 
bender deutſcher Predigt ſtatt. Außerdem wird im Haupt- 
gottesdienſt das Evangelium, das bisher nur polniſch geleſen wurde. 
anschließend ins Deutſche überſetzt. Dieſe Maßnahmen, durch die end⸗ 
lich auch den deutſchen Katholiken eine ſeelſorgeriſche Betreuung zu- 
teil werden ſoll, werden von der polnischen Minderheit als „Sermani⸗ 
Jierungsperfuche der Kirche“ ausgelegt und in einer Weiſe geſtört, die 
mit Anſtand und Sitte nichts mehr zu tun hat. Während des deutſchen 
Srübgottesdienftes ſtellen die Polen vor der Kirche 
„Sfreikyoſten“ auf, die alle Kirchenbeſucher vom Gottesdienſt 
fernzuhalten verfuchen, und beim Hauptgottesdienſt ſetzen ſich die 
fanatiſchen Polen bei der Überſetzung des Evan. 
geliums ins Deutſche oftentativ hin. Es handelt ſich bei 
dieſen Provokateuren in der Hauptſache um Polen, die in der Ge⸗ 
meindevertretung Jiten oder fonſtige Ehrenämter innehaben, unter 
Sührung des Lehrers der polniſchen Minderheitsſchule Ma za, der 
polniſcher Staatsangehöriger iſt. Die Störungsverſuche der Polen 
haben einen ſolchen Umfang angenommen, daß eine würdige Durch 
führung des Gottesdienſtes nicht mehr gewährleistet ist. 


PPR 


„Grenzland Sachſen“, von M. Durach. Mit einem Geleitwort 
des Järhfifhen Miniſterpräſidenten Manfred von Killinger. Edwin 
Runge Verlag. 62 Seiten. 0,90 1. — Grenzland Sachſen — das ijt 
den meiſten Deutſchen noch ein völlig ungeläufiger Begriff. Gerade 
deshalb iſt dieſe Schrift beſonders zu begrüßen. Sie charakterijiert 
die Jächſiſch-böhmiſche Grenze als zentralen, wichtigen Abjchnitt 
der Oſtgrenze Deuffchlands, gegen den der planvolle und zähe An- 
griff des härteſten und diſſiplinierieſten Slawenvolkes, der Cſchechen, 
vorſtößt. Sie befchreibt die wirtſchaftliche, geographiſche und volkliche 
Eigenart dieſer verkehrsoffenen und verkehrsreichen Grenze. Auf 
beiden Seiten dasfelbe oberſächſich-erjgebirgleriſche Volkstum, dieſelbe 
induftrielle Wirtſchaftsſtruktur und dieſelbe volkreiche Beſiedlung, die 
durch menſchen⸗ und gewerbereiche Bergſtädte gebennzeichnet iſt. 
In der Schrift werden weiter die fielbewußten Maßnahmen der 
Cſchechen zur völkiſchen und wirtſchaftlichen Sermürbung der deutſchen 
Bevölkerung auf der böhmischen Grenzſeite beſchrieben: die Cſchechi⸗ 
fierungsfehulen, die Touriſtenheime, die Wander- und Sportklubs, die 
Sokols und Skauts, der tſchechiſche Volksverein in Nordböhmen und 
der tſchechiſche Wirtſchaftsvorſtoß zur Grenze, deſſen Erfolg ſich in dor 
ungeheuren Arbeitsloſigkeit unter der ſudetendeutſchen Bevölkerung 
äußert, die, ohne Arbeit und Unterſtützung — mitten im Herzen Euro- 

as! — durch Hunger körperlich und ſeeliſch zermürbt wird. Noch iſt 

“= weitaus größte Ceil der tſchechoſlowakiſchen Textil-, Glas und 
Braunkohleninduftrie in deutſchem Veit, aber wie lange noch, da die 
Arbeitslosigkeit in den ſudelendeutſchen Gebieten, dem Hauptſitz der 
Induſtrie des tichechiſchen Völkerſtaates, vielerorts bis zu 50 v. H. der 
Bevölkerung ſteigt? Und diesſeits der Grenze, auf der ſächſiſchen 
Seite, wo gleichfalls auf karger Scholle eine dichtſiedelnde, von Indu- 
ſtrie und Heimarbeit lebende, genügſame, heimatverwurzelte Bevölke⸗ 
rung ſitzt, herrſcht diejelbe bittere Not. Hier gilt es nicht nur, mora- 
liſche Hilfe zu leiſten. Hier muß auch, und vor allem, wirtschaftlich ge⸗ 
holfen werden: das Land, reich an weltberühmten Bädern, an Kur⸗ 
orten und Sommerfriſchen, iſt von einzigartiger Schönheit: es bietet den 
Fremden, die durch ihren Beſuch das Gajtwirts- und Nahrungsmittel- 
gewerbe unterstützen, Erholung und Freude. Vor allem aber braucht 
das Land diesfeits und jenfeits der Grenze Abſatz für die Erzeugniſſe 
jeiner mannigfachen deutſchen Induftrien. Durch Beſuch und Kauf den 
hungernden Volksgenoffen ju helfen, iſt dringendes nationales, grenz- 
politiſches Gebot. Darauf bingewiejen zu haben, iſt das anerkennens- 
werte Berdienſt der leſenswerten Schrift von Burach, die durch Bei⸗ 
träge von A. Graefe und E. Hoch über die fächſiſch⸗böhmiſche 
Grenzlandſchaft und deren Wirtſchaftszweige ſinnvoll ergänzt wird. 
Eine Induſtriekarte Sachſens, einige Kartenſkigen und zahlreiche 
Sandſchafts zeichnungen erhöhen die Eindringlichkeit der textlichen 
Darſtellung. N Ik j . Dr. K. 

Deutschland und Polen. Beiträge zu ihren geſchichtlichen Be⸗ 
ziehungen. Herausgegeben von Albert rack mann. it 
8 Karten und 17 Bildern. Verlag von N. Oldenbourg, München und 
Berlin 1933. 279 Seiten, Leinen 6 AM. Wenn heute immer wieder 
und mit Recht betont wird, daß wir uns mit der Geſchichte der öſt⸗ 
lichen Völker, insbeſondere mit der des benachbarten polnischen 
Volkes, ſtärker befallen müflen, fo darf man dabei eins nicht vergeſſen: 
Es kommt für uns nicht nur darauf au, über Einzelheiten der 
Geschichte diefer Völker unterrichtet zu lein; es Kommt vielmehr 
darauf an, daß wir erfahren, wie ſich die Geſchichte unſeres 
Volkes mit der der anderen Völker berührt, wie 
dabei die Entwicklung unferes Volkes von außen her mitbeſtimmt 
worden ik und wie andererſeits unſer Volk den e 
Völker mitgelenkt hat. Das er ſt macht unler ien 
lebendig und fruchtbar, daß wir im Werden der 

andern das Werden des eigenen Volkes begreifen. 
Es genügt nicht, die Geschichte fremder Völker zu kennen, wir müſſen 
fie auch unter Jpezifilhb deutſchen Geſichtswinkel 
betrachten. Das gilt insbeſondere auch für die Geſchichte des pol- 
niſchen Volkes, die im Grunde genommen je niemals etwas anderes 
war, als die Geſchichte der Beziehungen des polniſchen Volkes zu 
anderen Völkern und in erſter Linie zum benachbarten Deutſchtum. 
Dieſer Sorderung, die wir an die Geſchichtswiſſenſchaft ftellen, wird 
das Buch Deutſchland und Polen“ gerecht. Es unterſcheidet ſich 
wohltuend don der polnischen und franzöſiſchen Cendenzwiſſenſchaft, 
infofern es Werturteile und Gehälligkeiten, wie fie dort gebräuchlich 
lind, vermeidet. Es bringt Beiträge von 19 deuthehen Hiltorikern: 
Unverzagt, Aubin und Brackmann ſchreiben über Vorgeſchichte und 
Mittelalter, Hoetzſch, Ritter, Hartung, Oncken und Nothfels über die 
neue Seit; Vasmer, Nadler, Schmid, Brandi und Haaſe behandeln 
die geiſtigen Beſiehungen zwiſchen Deutschland und Polen; Vogel, 
Hein, Aerke, Holtzmann, Meyer und Uebersberger beſprechen die Se⸗ 
ſchichte der Nachbarländer der deutschen Oftinark. Ausgezeichnet iſt das, 
was Albert Brackmann über „die politiſche Entwicklung Ofteuropos 
vom 10. bis 15. Jahrhundert“, Selix Schmid über „das deutſche Vecht 
in Polen“ und Walter Vogel über „Polen als Seemacht und See= 
bandelsftaat“ ſagen. Andererſeits haben die Beziehungen der 
deutſchen und der poluiſchen Litergtur zueinander und das deutſch⸗ 
polniſche Verhältnis während des Weltkrieges keine beſonders glück⸗ 
liche Darftellung gefunden. Die Wahl der Chemen läßt inſofern zu 
wünschen übrig, als 3. B. das gewiß nicht unwichlige Poſener Problem 
keine beſondere Behandlung erfährt. Es geht nicht an, daß in 
einem Buch, das die geſchichtlichen Beziehungen zwischen Deutſchland 
und Polen behandelt, das die deutſchen Oſtgebiete von Oſtpreußen bis 
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Buchbeſprechungen. 


%%% %%% %%% %%% 


Oſterreich berückſichtigt und das als ſachlich-ruhige Antwort auf die 
polniſche pſeudowiffenſchaftliche Propagandaliteratur gedacht ist, die 
Geſchichte der Poſener Landschaft in diefer Weile vernachläſſigt wird. 
Vermißt wird u. a. auch eine Darſtellung der Beziehungen zwiſchen 
Polen und den baltiſchen Ländern von der Ordenszeit an bis zum 
Übergang dieſer Gebiete an Nußland. Wünſchenswert wäre auch, 
eine ausführlichere Behandlung des deutſchen Einfluſſes auf Polen auf 
künſtleriſchem Gebiet geweſen; die guten Abbildungen deutſcher Kunſt⸗ 
erzeugniſſe und Bauwerke in Polen, die im Anhang beigefügt ſind, 
werden der Bedeutung dieſes Themas nicht gerecht. Im ganzen ge⸗ 
nommen aber ift das Buch eine wertvolle und wiſſenſchaftlich hoch- 
ſtehende Leiſtung, und man kann die Erregung, mit der das Buch in 
der polniſchen Preſſe von polnischen Hiftorikern, die ſich offenſichtlich 
getroffen fühlen, kritiſiert und ſchlecht gemacht wird, vollauf a 
r. K. 


Der enropäiſche Oſten. Dokumente zur Weltpolitik 
der Nachkriegszeit. Heft 6. Herausgegeben von Prof. Otto 
Hoetzſich und W. Bertram. Verlag und Druck von B. G. Teub- 
ner, Leipzig⸗Berlin 1933. 135 Seiten. — In dem Buch [ind die Texte 
der 29 wichtigſten Verträge, teils ganz, teils auszugsweiſe, enthalten, 
die die oſteuropäiſchen Staaten ſeit 1919 untereinander oder mit anderen 
Mächten abgeſchloſſen haben. Für jeden, der ſich mit oſtpolitiſchen 
Fragen befaßt, iſt dieſe Sufammenftellung ſchlechthin unentbehrlich. 
Eine im Anhang angefügte Überficht über das politiſche 
Vertragsſyſtem Oſteuropas ſowie eine ſorgfältig zuſammen⸗ 
gestellte Citeraturüberjicht ergänzen den Cextteil. Or. K. 


Die vor⸗ und frühgeſchichtliche Vefiediung des Kreiſes Frauftadt, 
don Sranz Pfützen reiter. 2. Sonderheft der Hrenzmärkiſchen 
Heimatblätter, Jahrg. 1033. 175 5. — Mit dieſem Werk übergibt der 
Verfaſſer das Ergebnis zehnjähriger Sammeltätigkeit im Kreiſe Frau- 
ſtadt der Öffentlichkeit. Das Buch iſt keine Geſchichte des Kreiſes in 
vor- und frühgeſchichtlicher Zeit, ſondern eine Sammlung von Quellen, 
die dem Forſcher als Grundlage zu weiterer Arbeit dienen ſoll. Als 
Jolche bildet es einen wertvollen Beitrag zur Erforſchung des Kultur- 
gutes, das im Oſtraum zutage ritt. Die Arbeit bringt im erſten Ceil 
eine ausführliche Besprechung der Bodenſunde und der Fundstellen. 
Für den Laien iſt der zweite und dritte Teil gedacht, deſſen Thema 
„Landſchaft und Siedler“ befonders aktuell iſt. Dem Bedürfnis 
unſerer Seit wäre allerdings noch mehr entsprochen worden, wenn die 
Bedeutung der ſiedlungsgeſchichtlichen Forſchungsergebniſſe für die 
wiſſenſchaftliche Auseinanderſetzung mit unſerem Nachbarn Polen 
ſchärfer herausgeſtellt worden wäre. — 40 Abbildungen im Text und 
27 Tafeln ergänzen in wertvollſter Weiſe die Ausführungen des Ver- 
faſſers. Dr. G. 


Milteilungen des BDO. 
l Der ſtellv. Bundesführer. 


Der Führer der SU-Gruppe Oftmark, Pg. Siegfried Kaſche, 
in Frankfurt a. d. O. hat die Schirmherrſchaft über die Landesgruppe 
Oftmark des BDO übernommen. Dr. Thiele. 


l Der Landesführer Sachſen. 


Zu meinem Stellvertreter habe ich Pg. Adam Leupold in 
Dresden berufen. Herbert Ender. 


| Haus „Kurmark“. 


Liſte 13. Übertrag: 1693,20 AM. 
Ortsgruppe Anklam „„ — 
Landesverband Sachſen-Anhalt, Hall 20.— 75 
Ortsgruppe Eilenburg e 10.— „ 
Ortsgruppe Köslin 55 
Ortsgruppe Halle IT ...... 75 
Ortsgruppe Ballenſtede 5.— 


er — 
Stand vom 27. September 1933: 1768,20 RM. 


42. Preusitch-Süddeutfche (26. Preuß.) Riaffenlotterie 


> 1.398092 || 
jetzt nur noch 3 RM! 


Ziehung 1. Klaſſe am 20. und 21. Oktober. 
verſuchen Sie daher bitte jetzt Ihr Glück bei 


Dr. Dütſchke, Staatl. Lotterie-Einnehmer 
Berlin W 30, Geisbergſtr. 9, im Poſtamt. 
pPoſtſcheckkonto: Berlin 352 22 


= 8 bin. e die Namensuntertchritt > 
x der Einnehmers ganz oder teilweife fehlt 
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Verſammlungen. Familiennachrichten. 
i : 30 jähr. Dienſtinbiläum: Oberſtadtſekretär. Ott Oſtmärkerl roviſionsfreil 
Ortsgruppe Berlin-Oft: Monatsverſammlung 99 8 0 1 in alina: ee 10 0 Proviſionsf 


am Sreitag, 6. Oktober, abends 8 Uhr, im 
Vereinslokal „Köpenicker Hof“. 

116. Stiftungsjeſt Kommers des Brom- 
berger Sriedrih - Gymnaliums 
im Landwehr-Caſino in Berlin W, am Soo, 
am Sonnabend, dem 14. Oktober, abends 

8 Uhr. 

G. A.: Dr. W. Brunck, Charlottenburg, 

Savignpplatz 10. 


Verein der Kameraden des ehem. 2. Pomm. 
Fußartl.⸗Agts. Nr. 15 und Kriegsforma⸗ 
tionen, Berlin: Gründungsfeler des 
Regiments am Sonnabend, dem 7. Oktober, 
abends 8 Uhr, in den Räumen des Land- 
wehrkaſinos am Bahnhof Soo (als Herren- 
abend). Pflichtbeitrag I N M. Alle einſtigen 
Angehörigen dieſer Truppenteile ſind zur 
Teilnahme an diefer. Veranſtaltung ver- 
pflichtet, ſoweit fie in Berlin anfällig ſind. 


Perſönliche Nachrichten. 

Der Ratiborer Oberbürgermeifter Kaſchnu 
hat dem Negierungspräſidenten fein Nücktritts= 
geſuch eingereicht; er wird nach Ablauf Jeines 
Urlaubs nicht mehr auf feinen Poſten zurück- 
kehren. Über feinen Nachfolger iſt eine Entſchei⸗ 
dung noch nicht gefallen. 

Durch Erlaß des preußiſchen Miniſters des 
Innern ijt mit der vertretungsweiſen Verwaltung 
des Landratsamtes in Beuthen OS. Negierungs- 
rat Deloch von der Regierung Köslin an Stelle 
des bisher damit betrauten Negierungsaſſeſſors 
Dr. Seeger beauftragt worden. 

Die Stadtverordnetenverſammlung von Na- 
tibor wählte einſtimmig den Untergaufachberater 
für Beamtenfragen Oberpoſtſekretär Max Bur- 
dain-Oppeln zum Oberbürgermeiſter von Na- 
tibor. Der neue Oberbürgermeiſter tritt fein 
Amt am 1. Oktober an. 

Der frühere jozialdemokratiſche Oberbürger- 
meiſter Franz- Hindenburg OS. iſt jetzt end— 
gültig gemäß $ 4 des Berufsbeamtengeſetzes aus 
dem öffentlichen Dienſt entlaſſen worden. 


Möbeltransport 
Fr. Wodtke 


in Groß-Berlin 


Rücklade- 
gelegenheit, 
Sped. u. Lagerg. 
Berlin W 11, Dessauer Straße 23 

Telephon: B 1, 1604 / 16 08 


Bitte wegen Geschäftsverlegung auf 
neue Adresse und Telephon zu achten. 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslandsdeutsche G. m. hb. N. 
Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. 


Verwertung von 


und nach allen 
Orten günstige 


ir. Inſpektor am Stadtkrankenhauſe zu Polen, am 
1. 10., am gleichen Tage tritt H. in den Ruheſtand. 7 
. Geſchäftsjnbiläum und Silberne Hochzeit: Friſeur 
Karl Gehrtz, fr. Thorn, Heiligegeiſtſtr. 12, jetzt 
Blu.⸗Charlottenburg, am 4. 10. 5 
Geboren: Eine Tochter, Pfarrer Ernſt Kienitz 
und Frau Erneſtine, geb. v. Gierke, in Czempin. 
Verlobt: Fräulein Frieda Schumann, Schwarz 
b. Calbe a. d. S. fr. in Seglein, Kr. Thorn, mit 


Sub Hermann Buchholz, Magdeburgs 


Südoſt. 

Vermählt: Leo Moll,, Dr.⸗Jng., mit Frl. Hedwig 
Dymarffi, Tochter des Lehrers Aoſeph Dymarſki 
in Neumünſter⸗Holſtein, früher Oſtrowo, Bez. P 
Baumeiſter Arthur Brandenbura mit Frl. 
Charlotte Schulze in Poſen. 2 Sale 

Silberne Bodaeit: Bürſtenfabrikant Hugo Klauke 
und Frau Martha geb. Pilz in Belgard a. d. Perſ., 
fr. Obornik b. Poſen, am 27. 9. 8 

Bejahrte Oſtmärker: Julius Fritz in Mrotſchen⸗ 
Bromberg am 26. 9. 83 J.; Kaufmann Otto Oehlke, 
fr. Zirke, Krs. Birnbaum (Poſen), jetzt Forſt (Lauſitz), 
Lothringer Str. 17, am 2. 10. 76 J. 

Geſtorben; Beſitzer Guſtav Wojahn in Nowen, 
Vorſ. des amn 80, 8 74 der ev. Gemeinde 


Wongrowitz, am 30. 8., 


Die Feſtſchrift 
die zur Feier des 25 jährigen Be⸗ 
ſtehens der Chriſtuskirche in 
St. Lazarus und der Matthäi⸗ 
kirche in Wilda von den Paſtoren 
D. Rohde und Brummak 
in Poſen herausgegeben worden 
iſt, und die in Nummer 19 (1932) 
(S. 224) von Paſtor Gürtler 
empfohlen wird, iſt von größtem 
Intereſſe fürall.ehem. ev. Poſener. 

Beſtellungen auf dieſe Feſtſchrift können 

unter gleichzeitiger Einſendung des für 

unſere Leſer ermäßigten Betrages von 

80 Pf. und 20 Pf. für Poſtgebühr und 

Verpackung, zuſammen alſo 1 RM., auf 

das Poſtſcheckkonto Berlin 104 726 an uns 

aufgegeben werden. ö 


Bund Deutſcher Offen 
Berlin W 30, Motzſtraße 22. 


Offmärker! Wer kennt 


s Beachtet die jetzige Anſchrift 
nie Ane en im folgender Perſonen? 


„Ostland“! 


Hedwig Bauer, früher 
in Graudenz, 


Hermann Reimann, 

Friedrich Wilk, 

Max Wolff, früher in 
Brodnica. Es handelt 

ſich um Emigranten⸗ 

ſteuer. Gef. Ang. unter 

3001 an d. Oſtland erb. 


Pr. Klass. -Lollerie 


6% Reichsschuldbuchforderungen 


— . R 
Glänzende Existenzen! 
: Anzahlung M. 
Landhaus-Villa oberbapr. Stils f 
6 Räume) in bekannt. ober- 
baur. Sommerfriſchenort (evtl, en 
Tauch? n. Bereinbg. 
Landhaus- Villen, zwei b. Raden 
erg (Sa.)) e 
Villengroͤſt. b. Bad Warmbrunn 
i. Nieſen gebb 20 
Sejchäftsgröft, m. Kohlen- u. 
“ Kartöffelbdlg. i. d. Grenzmark, 
Nähe Steinau (Oder 
Landhausgrundſt. b. Potsdam 
(7 Simmer ) 
Villengrundſt. in 
9 Räume), (Meckl.) 
Villengroͤſt. als Cöchter- od. Er- 
holungsheim geeign, in Oybin 
(Lauf. Gebirge) 
Landhaus - Grdſt. m. Nebengeb. 
Als Ganzes od. geteilt ver⸗ 
käufl. Cotl. Caufch! 
Gaſthofsgröſt. in bedeut. 
duſtrieſtadt Chürr .. 53 
Sejchäftsgröft. m. gutfund. Slei- 
ſcherei in Bitterfeld. 
Kurhaus (mod. Bauftil u. Ein- 
richtg.) a. d. Peripherie von 
Dresden e 
Sabrikgröft, m. Wohnhs. Villa 
in Induſtrieort d. Erzgebirg. 
5 . n. DBereinbg. 
Sabrikgröft. z. Einr. einer Ne- 5 
paratur-Werkſt. m. Tankftelle 
geeign. in Oppeln 
Wohnhaus m. Laden (Drogerie) 
Nähe Greifswald 
Wohn- u. Geſchäftsgrdſt. i. 
Nähe v. Pirna a. d. Elb 
(Sächſ. Schwei) 
Sabrikgröͤſt. in Coswig, Bez. 
Dresden (bish. Apparate- u. 
Keſſelbau) 
Hotel- u. Reftaurationsgröft. m. 
Café Nähe Landsberg a. d. 
arte nensaat naar Is ooo 
Wohn- u. Geſchäftshaus (Eık- 
groſt.) in Freiburg (Breisg.) 
Villa (J] Näume u. reichl. Ju- 
behör) im vornehmſt. Teil 
Charlottenburgs . u. Vereinbg. 
Landhaus-Grdſt. in ruhig. See- : 
bad b. Greifswald.. i 
Eptl. Vermietung f. AM. 600 
jährl. 
Landhaus = Billa (7 Räume) m. 
Nobengebäuden i. d. Neumark 
n. Vereinbg. 
Geſchäftsgroͤſt. (Spielwaren- u. 
Kinderwagen-Hdlg.) in Groß— 
jtadt d. Prov. Sachſen 
Hotelgrdjt. in Kreisſtadt Pom- 
merns (21 Fremdenzimmer) .. 
Drahtzaun- u. Brunnenbaufabk. 
b. Berlin. Preis d. Geſchäftes 
Penſionsgroſt. (Erholungsheim, 
Vollkonzeſſ.) i. d. Neumark 
Penſionsvilla m. gewerbl. Neben- 
räumen f. Betriebe jed. Art 
a. Rügen u. Vereinbg. 
Sabrikgrdft. m. Wohuvilla in 
bedeut. Indujtrieort Chür. .. 
Herrſch. Villa (8 Räume) m. 
Seitengeb. u. Garage in Nei- 
nickendorf 
Villeugroͤſt. m. prächt. Gemijcht- 


50 O00 


10.009 
20 000 


30.000 


27500 


25 000 
30 ooo 
o doo 
18.000 


7o ooo 


45 odo 


durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


wald u. Wieſen, eigenem See 

in Oberbay. nahe Garmilıb- 

Parten kircheeesss 100 000 

Bild-Prokpekte koſtenlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 
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